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I, Teilnehmer 

Der Delegation, die der Deutsche Bundestag zur 
90. Interparlamentarischen Konferenz nach Canberra 
entsandte, gehörten folgende Mitglieder an: 

Abg. Leni Fischer (CDU/CSU), Leiterin der Delega- 
tion 

Abg. Dieter Schloten (SPD), stellvertretender Leiter 
der Delegation 

Abg. Hans-Joachim Fuchtel (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.) 

Abg. Dr. Günther Müller (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Hans Stercken (CDU/CSU) 

Abg, Gudnm Weyel (SPD) 

Die Leiterin der deutschen Delegation, Abg. Leni 
Fischer, war zugleich Vertreterin der Parlamentari- 
schen Versammlung des Europarates, 

Anläßlich der 90. Interparlamentarischen Konferenz 
trafen 421 Parlamentarier aus 95 der derzeit 125 Mit- 


gliedsländern der Interparlamentarischen Union in 
Canberra zusammen. Darüber hinaus nahmen Parla- 
mentarier des Lateinamerikanischen Parlaments und 
der Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
als assoziierte Mitglieder teil. Als Beobachter waren 
außerdem Vertreter von 25 internationalen Organisa- 
tionen und interparlamentarischen Gremien zugelas- 
sen. 

II. Ablauf der Konferenz 

Die feierliche Eröffnung der 90. Interparlamentari- 
schen Konferenz fand am 13. September 1993 im 
Parlamentsgebäude der australischen Hauptstadt 
Canberra statt. Anläßlich der Eröffnungssitzung hiel- 
ten der Speaker des australischen House of Represen- 
tatives, Stephen Martin, die Vorsitzende der Aborigi- 
nal und Torres-Strait Insulaner-Kommission, Lois 
O'Donoghue, der Präsident des Interparlamentari- 
schen Rates, Sir Michael Marshall, sowie der Unter- 
generalsekretär der Vereinten Nationen, Joseph Ver- 
ner Reed, kurze Ansprachen. Anschließend wurde die 
Konferenz vom Generalgouvemeur des australischen 
Commonwealth, Bill Hayden, feierlich eröffnet. 

Die 90. Interparlamentarische Konferenz wurde vom 
Speaker des australischen House of Representatives, 
Stephen Martin, in seiner Eigenschaft als Konferenz- 
präsident geleitet. In den Plenardebatten befaßten 
sich die Konferenzteilnehmer mit folgenden Themen- 
schwerpunkten: 

„Beachtung des humanitären Völkerrechts und Unter- 
stützung humanitärer Aktionen bei bewaffneten Kon- 
flikten" 

Von der deutschen Delegation sprach Abg. Dr. Hans 
Stercken (S. 2) zu diesem Tagesordnungspunkt. Abg. 
Leni Fischer (S. 3) nahm dazu als Vertreterin der 
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Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
Stellung. Der vom zuständigen Ausschuß für Parla- 
ments- imd Rechtsangelegenheiten sowie für Men- 
schenrechtsfragen zu diesem Thema vorgelegte Reso- 
lutionstext wurde von den Konferenzteilnehmern am 
18. September 1993 angenommen (s. Anhang S. 12). 
Der von der deutschen Delegation eingebrachte Reso- 
lutionsentwurf zu diesem Thema ist ebenfalls im 
Anhang (S. 20) abgedruckt. 

„Gesundheit und Wohlergehen älterer Menschen" 

Von der deutschen Delegation ergriffen zu diesem 
Thema Abg. Gudrun Weyel (S. 4) und Abg. Hans- 
Joachim Fuchtel (S. 5) das Wort. Abg. Leni Fischer 
sprach dazu in ihrer Eigenschaft als Vertreterin der 
Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
(S. 5). Die Konferenzteilnehmer nahmen den vom 
Ausschuß für wirtschaftliche und soziale Fragen erar- 
beiteten Resolutionstext zu diesem Tagesordnungs- 
punkt am 18. September 1993 an (S. 14). Der Resolu- 
tionsentwurf, den die deutsche Delegation einge- 
bracht hatte, findet sich ebenfalls im Anhang 
(S. 23). 


„ Generaldebatte über die politische, wirtschaftliche 
und soziale Lage in der Welt" 

Von der deutschen Delegation sprach Abg. Dieter 
Schloten (S. 6) in der Generaldebatte. Abg. Leni 
Fischer äußerte sich in der Generaldebatte als Vertre- 
terin der Parlamentarischen Versammlung des Euro- 
parates (S. 7). 

Als zusätzlicher Tagesordnungspunkt wurde das von 
der deutschen Delegation mit Unterstützimg der 
Gruppe der Zwölf plus vorgeschlagene Thema „ Ver- 
treibung als Folge des Konflikts in Bosnien-Herzego- 
wina sowie anderer Kriege und Bürgerkriege" behan- 
delt. Die von der jordanischen Delegation im Namen 
der arabischen Gruppen vorgeschlagene Ergänzung 
des Themas um den Zusatz „und infolge von Okku- 
pation" wurde mit 475 gegen 447 Stimmen bei 
226 Enthaltungen abgelehnt. Der deutsche Themen- 
vorschlag wurde anschließend mit überwältigender 
Mehrheit von 856 gegen 135 Stimmen bei 170 Enthal- 
timgen angenommen (Stimmenzahl der deutschen 
Delegation nach Überschreiten der 80 Millionen Ein- 
wohner-Grenze: 19). In dem zum zusätzlichen Tages- 
ordnungspunkt vom Ausschuß für politische Fragen, 
internationale Sicherheit und Abrüstung eingesetzten 
Redaktionsausschuß war die deutsche Delegation mit 
Abg. Dieter Schloten vertreten. Ein von der deutschen 
Delegation in Canberra vorgelegter Resolutions text 
zum zusätzlichen Tagesordnungspunkt bildete die 
Grundlage der Arbeit des Redaktionsausschusses und 
fand in seinen wesentlichen Punkten Eingang in den 
vom Ausschuß vorgelegten Resolutionsentwurf, der 
von den Konferenzteünehmem ebenfalls in der 
Schlußsitzung am 18. September 1993 angenommen 
wurde (s. Anhang S. 16). 

Auf Initiative der Gruppe der Zwölf plus verabschie- 
deten die Konferenzteilnehmer am 14. September 
1993 im Rahmen eines Dringlichkeitstagesordnungs- 


punktes eine Erklärung zum Thema „ Unterstützung 
für den Friedensprozeß im Nahen Osten". Die Erklä- 
rung ist ebenfalls im Anhang (S. 17) abgedruckt. 


Beachtung des humanitären Völkerrechts und 
Unterstützung humanitärer Aktionen bei 
bewaffneten Konflikten 

Abg. Dr. Hans Stercken (Originalsprache: Englisch) 

„Herr Präsident, 

meine Damen imd Herren, 

ich bin kein Professor des Rechts noch bin ich ein 
Beamter oder Vertreter der Regienmg. Ich bin ein 
einfacher Abgeordneter und frage mich daher, warum 
wir dieses Thema zwischen Parlamentariern hier 
erörtern. Denn wenn wir unsere Staaten dazu bräch- 
ten, daß sie diesen Respekt imd diese Unterstützung 
leisteten, daim brauchten wir den Zustand, der jetzt in 
unserer Welt herrscht, nicht zu beklagen. 

Der beste Schutz für Recht und Menschlichkeit ist die 
Demokratie. Die parlamentarische Demokratie, ohne 
die alle Verträge und Konventionen gegenstandslos 
sind, weü es keine Haftung für die Einhaltung solcher 
Verträge gibt. 

Hier hegt die erste Aufgabe der Interparlamentari- 
schen Union, als Agentur für mehr Demokratie zu 
wirken. Gestern ist hier von der Unterstützung und der 
Zusammenarbeit die Rede gewesen, die uns mit den 
Vereinten Nationen empfohlen wird. 

Ich habe ein anderes Verständnis. Ich möchte auch die 
internationalen Organisationen als Parlamentarier 
kontrollieren, denn immer mehr Entscheidung wird 
den Parlamenten durch internationale Vereinbarun- 
gen entzogen. 

Der Bundestag wird in Kürze Reformvorschläge für 
die Vereinten Nationen diskutieren. Die Vereinten 
Nationen sind nicht mehr aktuell in den Strukturen, 
die ihnen nach dem Krieg gegeben worden sind. Sie 
sind es noch weniger, seitdem die Ost-West-Konfron- 
tation beendet wurde. Nun sprechen wir von einer 
neuen Welt Ordnung, ohne daß jemand weiß, was das 
wirkhch sein soll. 

Meine persönhchen Erfahrungen bei einer humanitä- 
ren Aktion in einem bewaffneten Konflikt habe ich in 
Sarajevo erfahren, wo ich erkunden wollte, in wel- 
chem Umfang hier weiter das Leben von Menschen 
gesichert werden konnte. In einem ägyptischen Pan- 
zerspähwagen bin ich beschossen worden. Wir neh- 
men hin, daß diejenigen, die schützen sollen, im 
Namen der Völkergemeinschaft von anderen getötet 
werden. Wo bleibt unsere Autorität? 

Ich war in Somalia, wo das erste Menschenrecht darin 
besteht, leben zu dürfen. Der Zustand der Not und des 
Hungers ist die Auswirkung politischer bewaffneter 
Konflikte. Wenn die nicht gelöst werden, wird auch 
das humanitäre Problem offen bleiben. Wie sollen 
diese Länder wieder ihre innere Stabilität erlangen? 
Die Vereinten Nationen geben darauf keine Ant- 
wort. 
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Warum sind wir nach Somalia gegangen? Weil dies 
plötzlich durch eine Kampagne von CNN Interesse im 
amerikanischen Wahlkampf fand. 

Dabei sterben in anderen afrikanischen Staaten täg- 
lich wesentlich mehr Menschen als in Somalia. Was 
sind die Gründe für unsere politischen und humanitä- 
ren Entscheidimgen? 

Meine Schlußfolgerungen für die Vereinten Nationen 
sind, daß wir Prinzipien brauchen, um den Auftrag der 
Vereinten Nationen präziser festzulegen, sonst wer- 
den immer mehr Länder aus diesem Prozeß ausstei- 
gen. 

Was sind dabei die Prioritäten? Wer legt sie fest? Nach 
welchen Gesichtspunkten geschieht dies? Schließlich: 
Wer will diese Operationen mit steigenden Kosten 
finanzieren? Die Finanzlage der Vereinten Nationen 
ist hoffnimgslos. Und am Ende: Wer bietet eine 
glaubwürdige Autorität, weil er zu Sanktionen bereit 
ist? 

Die Interparlamentarische Union sollte den Gedanken 
unseres Präsidenten aiifgreifen imd sobald als mög- 
lich nach New York gehen, um darzulegen, daß auch 
die direkt gewählten Parlamentarier ihre Verantwor- 
tung im weltweiten Maßstab erkennen. Wenn es nicht 
zu derartigen neuen Strukturen kommt, werden der 
Parlamentarismus und am Ende die Demokratie 
schweren Schaden nehmen bei ihrem Bemühen, Frie- 
den zu geben und den Hunger zu bekämpfen. 

Mit einem überheblichen Denken hat dies überhaupt 
nichts zu tun, denn ich befinde mich in voller Über- 
einstimmung mit der Völkergemeinschaft der Verein- 
ten Nationen, die diese sogar ausdrücklich im Sicher- 
heitsrat ermächtigt haben, auf diese Friedensstörer 
das Feuer zu eröffnen. 

Ich bin mehrfach in Somalia gewesen und kenne also 
die Einzelheiten des tragischen Verlaufs der Ge- 
schichte der letzten Jahre. Ich habe auch in dieser 
Zeit erleben müssen, wie sich das Bandenwesen im 
Land entwickelte. Banden, die die bettelarme Bevöl- 
kerung Somalias ausgeplündert haben. Jeder gesit- 
tete Mensch darf darüber ein hartes Urteil fällen. " 

Abg. Leni Fischer als Vertreterin der Parlamentari- 
schen Versammlung des Europarates (Originalspra- 
che: Englisch) 

„Herr Präsident, 

ich spreche in dieser Debatte im Namen der Parla- 
mentarischen Versammlung des Europarates. Dies ist 
eine Ehre, aber auch eine Herausforderung. In unse- 
rer Versammlung sind 31 nationale Parlamente ver- 
treten. Viele von ihnen waren auch während dieser 
Woche hier vertreten. 

Darüber hinaus gibt es neun weitere Parlamente euro- 
päischer Staaten, die Delegationen mit besonderem 
Gaststatus zu unseren Sitzungen entsenden. Es sind die 
Staaten Mittel- und Osteuropas, die sich auf dem Weg 
zur Demokratie befinden. Ihre Regierungen haben sich 
bereits veipflichtet, die grundlegenden Menschen- 
rechte der Vereinten Nationen und der KSZE zu beach- 
ten. Sie werden dem Europarat beitreten, sobald ihr 
internes Rechts- und Verfassungssystem sie in die Lage 


versetzt hat, die Bestimmungen der Europäischen Men- 
schenrechtskonvention zu erfüllen. 

Dies wäre natürlich auch eines der Kriterien, das ihnen 
die Möglichkeit geben könnte, sich der geopolitischen 
Gruppe der Zwölf plus der IPU anzuschßeßen. 

Die Menschenrechte sind ein Kernpunkt der Fragen 
des humanitären Völkerrechts, das in den hier vorge- 
legten Memoranden imd Entschließimgsentwürfen 
angesprochen wird. 

Die Staaten des Europarates sind verpflichtet, diese 
Fragen im Sinne der Europäischen Menschenrechts- 
konvention und des Fallrechts des Europäischen 
Gerichtshofes zu behandeln. 

In Emopa besitzen wir ein einzigartiges imd durch- 
setzbares System zum Schutz der Menschenrechte, 
nach dem jedermann die Möglichkeit hat, als letztes 
Mittel zur Überprüfung der Handlungsweise der 
staatlichen Stellen imd der Gesetze seines oder ihres 
Landes einen internationalen Gerichtshof anzurufen. 
Unsere Länder müssen die Urteile des Gerichtshofes 
akzeptieren und — falls notwendig — Schadenersatz 
leisten und in bestimmten Fällen eine Gesetzesände- 
rung herbeiführen. Dies ist ein einzigartiges System 
und Anlaß zum Stolz, aber wie unsere Generalsekre- 
tärin auf der Weltkonferenz für Menschenrechte in 
Wien erklärte, ist es angesichts der Ereignisse und 
Zustände im heutigen Europa ganz bestimmt kein 
Anlaß für Selbstzufriedenheit. Darüber hinaus 
wünschten wir, es wäre nicht einzigartig. 

Wir haben die Stellungnahme des Europarates aus- 
führlich auf dem Interparlamentarischen Symposium 
in Budapest Anfang dieses Jahres erläutert. Dieses 
Symposium trug den Titel „Die Parlamente als Hüter 
der Menschenrechte". Die Zusammenfassung der 
Ergebnisse dieses Symposiums befindet sich in unse- 
ren Unterlagen. 

Ich möchte Ihnen folgenden Vorschlag aus dieser 
Zusammenfassung ans Herz legen: „. . . daß die von 
der Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
angewandten Mechanismen in bezug auf die Ausar- 
beitung und Überwachung von Normen einschließ- 
lich Untersuchungsmissionen, die die Beteiligung von 
Parlamentariern vorsehen, als richtungsweisend für 
andere Regionen oder sogar auf Weltebene gelten 
könnten. " 

Ich möchte Sie auch auf die Tatsache aufmerksam 
machen, daß zwei unserer Vertreter auf dem Sympo- 
sium Frauen waren. 

Unsere praktische Arbeit in den vergangenen Mona- 
ten konzentrierte sich auf die tragische Situation in 
Teilen des ehemaligen Jugoslawiens. Wir in der 
Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
haben einen Ausschuß für Wanderbewegungen und 
Flüchüingsfragen, den eine besondere seit langem 
bestehende Beziehung mit der Organisation des 
Roten Kreuzes verbindet. Im vergangenen Jahr 
befaßte sich dieser Ausschuß mit dem Schicksal der 
Flüchtlinge in Bosnien-Herzegowina, in Kroatien und 
in Slowenien. 
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Letzten Monat sandte der Ausschuß eine Delegation 
nach Serbien, Montenegro und in die ehemalige 
jugoslawische Republik Mazedonien. 

Unser Sozialausschuß hat, um Hilfe für die in Not 
geratenen Frauen und Kinder im ehemaligen Jugo- 
slawien sowie in anderen Konfliktbereichen und hilfs- 
bedürftigen Gebieten anbieten zu können, seine 
Beziehimgen zu UNICEF verstärkt. 

Ein Teü dieser Debatte in Straßburg wird sich auch 
damit befassen, wie wichtig es ist, daß alle Staaten die 
Konvention über die Rechte des Kindes ratifizieren 
imd die Welterklänmg sowie den Aktionsplan zur 
Verwirklichimg der Welterklärung über das Überle- 
ben, den Schutz imd die Entwicklimg von Kindern zu 
imterzeichnen. 

Vielleicht legen wir hiermit die Grundlagen für imse- 
ren Beitrag zu einer Debatte im Rahmen einer zukünf- 
tigen Interparlamentarischen Konferenz. 

Abschließend möchte ich die Konferenz fragen, ob sie 
in Erwägung ziehen köimte, in der Resolution aus- 
führlich auf zwei damit in Verbindung stehende 
Vorschläge einzugehen, um deren Weiterentwick- 
limg wir im Europarat bemüht sind. 

Vergangenes Jahr forderten wir die Schaffimg eines 
Internationalen Gerichtshofes für Kriegsverbrechen. 
Wir begrüßen daher mit großer Befriedigung die 
Resolution 827 des Sicherheitsrates der Vereinten 
Nationen, in der die Schaffimg eines „Internationalen 
Gerichtshofes für Kriegsverbrechen zu dem aus- 
schließlichen Zweck, die Personen zu verfolgen, die 
für die im Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien 
begangenen schweren Verstöße gegen das internatio- 
nale humanitäre Völkerrecht verantwortlich sind", 
vorgesehen ist. 

Auf Ratschlag imseres Rechtsausschusses werden wir 
wahrscheinlich versuchen, noch darüber hinauszuge- 
hen, indem wir die Schaffung eines Ständigen 
Gerichtshofes fordern. Wir sind der Ansicht, daß die 
beste Möglichkeit, dies zu verwirklichen, die Schaf- 
fung von regionalen Kammern wäre. Und wir glau- 
ben, daß wir jetzt in der europäischen Region bereit 
wären, dies — natürlich unter VN-Schirmherrschaft — 
zu verwirklichen. 

Parallel dazu sollten wir in Europa bereit sein, die 
Grundzüge unserer Menschenrechtskonvention zu 
erweitern, indem wir einen „vorübergehenden Me- 
chanismus" zum Schutze der Menschenrechte in den 
europäischen Staaten, die noch nicht Mitglieder unse- 
rer Organisation sind, schaffen. 

Dies sind zwei Vorschläge, bei denen wir es sehr 
begrüßen würden, wenn diese 90. Interparlamentari- 
sche Konferenz sie auf greifen und unterstützen 
würde. Der Bericht und die Empfehlungsentwürfe 
unseres Rechtsausschusses liegen Ihnen vor. 

Ich danke Ihnen, Herr Präsident, daß ich die Möglich- 
keit hatte, hier auf dieser Konferenz vol dem Hinter- 
gnmd des neuen Status der Parlamentarischen Ver- 
sammlung des Europarates als assozüertes Mitglied 
dieser Organisation das Wort zu ergreifen. 


Wir werden uns bemühen, diesen Status so weit wie 
möglich zu nutzen und auf die bewrmdemswerte 
Vorarbeit der IPU zurückzugreifen, wann Immer wir 
eigene Debatten über entsprechende Fragen in Straß- 
burg abhalten. " 


Gesundheit und Wohlergehen älterer Menschen 

Abg. Gudrun Weyel (Originalsprache: Englisch) 

„Sehr geehrter Herr Präsident, 
meine Damen und Herren, 

wir sprechen über das Wohlergehen älterer Men- 
schen, aber wir müssen über das Wohlergehen der 
Menschen jeden Alters reden. Es kann den Älteren 
nicht besser gehen als den jüngeren Erwachsenen imd 
Kindern eines Landes, einer Gesellschaft. Ihre Situa- 
tion sollte aber auch nicht schlechter sein, von alters- 
bedingten Beschwerden und Einschränkungen abge- 
sehen. 

Drei Schwerpunkte für das Wohlbefinden der Älteren 
nenne ich: 

1. Gesundheit und Versorgung Kranker und Behin- 
derter 

2. Ausreichende materielle Sicherheit für den Le- 
bensunterhalt 

3. Eingliederung in die Gesellschaft ihres Landes. 

Die Gesundheit älterer Menschen wird durch die 
Lebensbedingungen in ihrer Jugend und als Erwach- 
sene geprägt: Ausreichende gesunde Ernährung, 
Arbeit, die den individuellen Kräften der Menschen 
entspricht und sie nicht vorzeitig verschleißt, ausrei- 
chende Gesundheitsversorgung und unbelastete Um- 
welt sind wesentliche Voraussetzungen. Besonders 
dieser Punkt — die gesunde Umwelt — kaim nicht 
vom einzelnen Menschen beeinflußt werden, sondern 
ist ein Ergebnis der Politik. 

Für alte Menschen ist die Organisation des Gesund- 
heitswesens und der Krankenversorgung wichtig. Wir 
fordern alle Länder auf, sie dezentral zu orgaiüsieren, 
damit die Menschen auch bei Krankheit in ihrer 
gewohnten Umgebung bleiben können und ihre 
Familien und Freunde nicht verlieren. Besonders 
ländliche Gebiete sind oft vernachlässigt; dort köimen 
mobile Dienste mit Erfolg helfen. 

Die materielle Versorgung älterer Menschen ist so 
unterschiedlich wie die Strukturen der Gesellschafts- 
systeme in den Ländern. Entscheidend ist nicht die 
Frage, ob eine Rente wie in den meisten Industriestaa- 
ten gezahlt wird oder ob die Altersversorgung durch 
angespartes Kapital oder die Familie gesichert wird. 
Entscheidend ist, daß innerhalb eines Staates gesell- 
schaftlicher Konsens über ein System der Versorgimg 
alter Menschen besteht. Entscheidend ist die gesamte 
wirtschaftliche und soziale Lage eines Landes und das 
Zahlenverhältnis arbeitender Menschen mit Einkom- 
men zu denen, die nicht arbeitsfähig sind oder trotz 
Arbeitsfähigkeit keine Arbeit haben. 

Für das Wohlbefinden älterer Menschen wesentlich 
ist neben den erwähnten sachlichen Voraussetzungen 
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ihre Einbindung in ihr Gesellschaftssystem, ihre Aner- 
kennung durch die Jüngeren, Respekt vor ihrer 
Lebensleistung und ihrer Erfahrung. 

In landwirtschaftlich geprägten Gesellschaften ist das 
Zusammenleben älterer imd jüngerer Familienmit- 
glieder oder auch Mitarbeiter so selbstverständlich 
wie das gemeinsame Wirtschaften. Auch alte Männer 
und Frauen arbeiten nach ihren Kräften mit, können 
mit ihren Famüien leben imd werden versorgt. Sie 
bleiben in der ihnen vertrauten Umgebimg mit ihren 
vielfältigen Verbindungen zu anderen Menschen. 
Dabei kann Armut ein Problem sein, können die 
zwischenmenschlichen Beziehungen schwierig oder 
feindlich sein, die Pflege der Hüflosen unzureichend. 

Erst die Industrialisierung brachte die Trennung von 
Arbeitswelt imd persönlichem Lebensbereich und 
nachfolgend die Tremumg der Generationen. Damit 
wird auch die Versorgung imd Betreuimg im Alter von 
der Familie auf Organisationen imd Versicherungen 
übertragen, staatliche imd private. Das kann zu sehr 
guten speziellen Ergebnissen führen, aber der schritt- 
weise natürliche Übergang geht verloren. In den 
Industrieländern kennt man den „Rentenschock" 
beim Übergang vom Arbeitsleben in die Altersrente, 
weil Leute von einem Tag auf den anderen aus einem 
wichtigen Lebensbereich ausscheiden, für den neuen 
nicht vorbereitet sind und vielfach nicht mehr die 
gewohnte Anerkennung erfahren. Das gilt auch bei 
guter materieller Versorgung. 

Deshalb gibt es für Gesundheit und Wohlergehen 
älterer Menschen nicht nur einen besten Weg. Wenn 
sie gleiches Recht imd Respekt finden, sollte jedes 
Land mit seinen Traditionen und seinen Mitteln die für 
die eigenen Verhältnisse erfolgreiche Lösung des 
Problems suchen. Wir können als Parlamentarier 
durch Austausch von Erfahrungen viel dazu beitra- 
gen, das Zusammenleben junger und alter Menschen 
in unseren Ländern zu verbessern. 

Ein Wort noch zu den Frauen: in vielen Gesellschafts- 
systemen sind sie weniger selbständig als Männer, 
abhängiger von der Familie oder ihrer persönlichen 
Umgebung. Sie bedürfen daher der besonderen Für- 
sorge der Gesellschaft im Alter: Zu fördern ist die 
Anerkennung der Leistung typischer Frauentätigkeit 
wie der Aufziehung der Kinder, Versorgung der Fa- 
milie, Pflegearbeit und Arbeit im sozialen Bereich." 

Abg. Hans-Joachim Fuchtel (Originalsprache: Eng- 
lisch) 

„Sehr geehrter Herr Präsident, 
meine Damen und Herren, 

die demographische Entwicklung ist eines der ver- 
drängten Probleme dieser Welt. Soweit es sich um 
sogenannte jüngere Ältere handelt, müssen wir uns 
mehr einfallen lassen: Menschen mit 65 und 70 Jahren 
gehören nicht zum alten Eisen, sondern können 
höchst hilfreiche Aufgaben wahmehmen: zum Bei- 
spiel als Senior-Helfer in weniger entwickelten Län- 
dern ihr Know-how zum Nutzen der Menschen wei- 
tergeben. Wir sollten allen danken, die dies tun. 

Soweit es die Älteren unter der älteren Generation 
betrifft, so müssen sich Industriegesellschaften hier 


mehr kritische Fragen stellen als weniger entwickelte 
Staaten: 

Mehr Wohlstand hat nicht zu stärkerer Zuwendung, 
nicht zu einer Übernahme personaler Verantwortung 
und zu mehr Achtung vor dem Alter, mehr Respekt vor 
der Leistung der vorangehenden Generation geführt, 
sondern oft zur Konsumorientierung der Gesellschaft, 
zu Anonynüsierung und zu Entsolidarisienmg im 
persönhchen Bereich. 

Vor diesem Hintergrund können Gesellschaften, wo 
die Einbeziehung der älteren Menschen in den fami- 
liären Bereich und das gesellschaftliche Umfeld funk- 
tioniert, nur ermutigt werden, dies zu erhalten. 

Heute werden auch in den modernen Industriegesell- 
schaften die meisten Menschen zuhause alt, versorgt 
und gepflegt. Die Tendenz zur Änderung ist aber 
absolut sichtbar. 

Gerade Gesellschaften mit hohem Wohlstand wie in 
Europa haben Anlaß, Maßnahmen zu ergreifen, um 
dieser Tendenz entgegenzuwirken. 

Es geht um das Prestige der Nächstenliebe und der 
Selbsthilfe, das gestärkt werden muß. 

Wenn Pflege im Heim bezahlt wird, häusliche Zuwen- 
dung aber keine Achtung erfährt, ist dies falsch. 
Deswegen wird in Deutschland bei der Einführung 
einer Pflegeversicherung für die älteren Menschen 
auch die Priorität auf die Hilfe im häuslichen Bereich 
gelegt. 

Wenn dieses Problem nicht bewältigt wird im Sinne 
einer Tragfähigkeit sowohl für die Jüngeren wie für 
die Älteren, sowohl für diejenigen, die Leistungen 
erbringen müssen wie für diejenigen, die Leistungen 
erhalten, besteht die Gefahr zur Entwicklung einer 
Generationenauseinandersetzung. 

Dies wird dann der Fall sein, wenn immer weniger 
junge Menschen immer mehr Leistungen für ältere 
erbringen müssen, dies nicht mehr verkraften können 
und wenn das Verständnis füreinander fehlt. 

Die Chance für ein Gelingen liegt im Wiedererkennen 
unserer menschlichen Stärke als Menschen, die zur 
Zuwendung fähig sind. 

Martin Luther King hat einmal gesagt: Wir haben ge- 
lernt, wie die Vögel zu fliegen, wir haben gelernt, wie 
die Fische zu schwimmen, wir haben aber die einfache 
Kunst verlernt, wie Brüder und Schwestern zu le- 
ben. 

Martin Luther King hat dies in einem anderen Zusam- 
menhang gesagt, der Sinn seiner Worte aber ist eine 
neue Aufgabe für uns alle!" 

Abg. Leni Fischer als Vertreterin der Parlamentari- 
schen Versammlung des Europarates (Originalspra- 
che: Englisch) 

„Sehr geehrter Herr Präsident, 

ich spreche in dieser Debatte im Namen der Parla- 
mentarischen Versammlung des Europarates und 
habe zwei gute Gründe, mich kurz fassen zu können: 
Erstens handelt es sich hierbei um ein Thema, über 
das wir einer Meinung sind — ich glaube, nicht nur in 
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Europa, sondern in der ganzen Welt. Zweitens sind die 
Fragen in den uns vorliegenden Memoranden und 
Entschließimgsentwürfen gut definiert und klar 
Umrissen. 

Es mag sein, daß das Durchschnittsalter vmserer 
Bevölkerungen nicht in allen Ländern zunimmt. 
Jedoch ist dies sicherlich in Europa der Fall. Deshalb 
haben wir versucht, durch einen Austausch unserer 
nationalen Erfahiungen die imterschiedlichen Aus- 
wirkimgen dieser Situation auf die Sozialpolitik her- 
auszustellen. Wir tun das (auch weiterhin) mit Hilfe 
von drei internationalen Gruppierungen: 

— der 12 Länder umfassenden Europäischen Ge- 
meinschaft 

— des 31 Länder umfassenden Europarates 

— der OECD als- Gruppe der „Industriestaaten". 

Dieser Erfahrungsaustausch soUte uns ermöglichen, 
abgestimmte Beiträge zum Internationalen Jahr der 
Familie der Vereinten Nationen (1994) und anschlie- 
ßend zum Internationalen Jahr der älteren Menschen 
der VN (1999) vorzubereiten. 

Durch die Erklärung des Jahres 1993 zum „Europäi- 
schen Jahr älterer Menschen" hat die Europäische 
Gemeinschaft in unserer Region eine wichtige Initia- 
tive gestartet. Schwerpunkt dieser Kampagne war die 
Solidarität zwischen den einzelnen Generationen. 

Durch den Europarat haben wir diese Botschaft in 
allen unseren 31 Mitgliedsländern imd darüber hin- 
aus verbreitet. 

Die von der Parlamentarischen Versammlung zu 
Anfang dieses Monats verabschiedete Entschließvmg 
imd der ihr zugrunde liegende Bericht wurden Ihnen 
zur Verfügung gestellt. 

Im Europarat messen wir dem Thema — und politi- 
schem Ziel — des Selbstvertrauens eine besondere 
Bedeutung bei. 


Generaldebatte über die politische, wirtschaftliche 
und soziale Lage in der Welt 

Abg. Dieter Schloten (Originalsprache: Englisch) 

„Sehr geehrter Herr Präsident, 
sehr verehrte Damen und Herren, 

zuerst möchte ich meine Übereinstimmung mit den 
Delegierten bekunden, die ihre spontane und nach- 
drückliche Genugtuung zu den Aussichten für eine 
Lösung im Nahen Osten zum Ausdruck gebracht 
haben. 

Ebenso möchte ich den Dank meiner Delegation 
aussprechen gegenüber allen Kolleginnen und Kolle- 
gen, die uns geholfen haben, eine Resolution gegen 
die beschämende Praxis der Vertreibimgen als Folge 
von Kriegen und Bürgerkriegen zu entwerfen. Wir 
hoffen, daß diese Resolution im Politischen Ausschuß 
sowie in der Konferenz eine breite Mehrheit finden 
wird. 


Die Wende 1989/90 hat — wie jede historische Zei- 
tenwende — Chancen und Risiken, Positives imd 
Negatives zugleich hervorgebracht: 

— ein Ende der atomaren Abschreckung zwischen 
Ost und West, 

— die intensive Abrüstung von konventionellen Waf- 
fen sowie chemischen und nuklearen Massenver- 
nichtimgsmitteln inklusive der Aussicht auf einen 
vollständigen Atomteststopp, 

— die Chance der Umleitimg von Rüstungsausgaben 
in die Erhaltung der Umwelt und die nachhaltige 
imd dauerhafte Entwicklung der Armutsregionen 
in der Welt, 

— Freiheit und Demokratie für die bislang vom tota- 
litären Kommunismus unterjochten Menschen im 
Osten Europas. 

All dies sind Aktiva in der Bilanz der zurückliegenden 
3 bis 4 Jahre. Auf der anderen Seite sind neue 
Probleme aufgetaucht oder solche, die durch den 
Ost-West-Konflikt nur verdeckt waren und sich nun 
mit höchster Dringlichkeit in Eriimerung bringen. 
Probleme, die wir in vielen Regionen der Welt beob- 
achten köimen: 

— die Weiterverbreitung von waffenfähigem nu- 
klearen Material imd Raketentechnologien, 

— ethnopolitische, religiöse und nationalistische Ex- 
zesse, 

— zunehmende Verarmung außerhalb der OECD, 

— ökologische Zerstönmgen, 

— Massenflucht, Vertreibungen imd große Wande- 
nmgsbewegungen aus Armutsgründen. 

Sie wissen, auch Europa ist keineswegs verschont von 
den beschriebenen unheilvollen Entwicklungen. 
Aber wir haben trotz gegenwärtiger finanzieller Tur- 
bulenzen den politischen und wirtschaftlichen Stabi- 
litätsanker der Europäischen Gemeinschaft. Darüber 
hinaus haben sich im Vertrag von Maastricht die 
Mitgliedstaaten der EG auf den gemeinsamen Aufbau 
einer Politischen Union verpflichtet. Die EG darf und 
will sich jedoch nicht zu einem geschlossenen Han- 
delsblock entwickeln. Je mehr sie sich mit anderen 
regionalen wirtschaftlichen und politischen Koopera- 
tionen verzahnt, um so weniger besteht diese Gefahr. 
Es wäre daher begrüßenswert, weim auch die EG 
einen besseren Zugang zur APEC (Asia-Pacific Eco- 
nomic Cooperation) erhalten würde. Auf diese Weise 
köimte sich nicht nur der Handel zum gegenseitigen 
Nutzen besser entfalten. Räume regionaler Koopera- 
tion und Integration — wie die APEC — verdienen 
auch unsere politische Unterstützung, weil sie dazu 
prädestiniert sind, die verschiedenen außenpoliti- 
schen Gewichte ihrer Mitgliedstaaten auszubalancie- 
ren. In der Europäischen Gemeinschaft ist das eine 
dauernde Aufgabe. Diese ist noch wichtiger gewor- 
den, seitdem die Bundesrepublik Deutschland durch 
die Vereinigung einen politischen und wirtschaftli- 
chen Bedeutungszuwachs erfahren hat, der im euro- 
päischen Ausland teils mit Sorge, teils mit großer 
Erwartung betrachtet wird. Zur deutschen Staatsrai- 
son gehört es, den außenpolitischen Gestaltungsspiel- 
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raum nur innerhalb der internationalen politischen 
Organisationen wahrzunehmen. Aber dort wollen wir 
imsere Stimme auch einbringen. Die deutsche IPU- 
Delegation ist auch zu dem Zweck in Canberra, um 
Anregimgen für eine neue, intensivierte Ostasienpo- 
litik Deutschlands imd der EG mit nach Hause zu 
nehmen. 

Glückliche geschichtliche Umstände haben den Deut- 
schen ihre staatliche Einheit beschert: Die wiederer- 
langte außenpolitische Souveränität in einer verän- 
derten internationalen Umwelt verpflichtet uns um so 
mehr, den Auftrag imseres ehemaligen Bimdeskanz- 
lers und Friedensnobelpreisträgers Willy Brandt zu 
erfüllen und zum Maßstab unserer internationalen 
Verpflichtungen zu machen: „Ein Volk guter Nach- 
barn sein, nach innen imd außen " . Belehrt von imserer 
eigenen Geschichte ist imser wichtigstes Ziel der 
Frieden in der Welt. 

Mit besonderer Genugtuimg hat es ims daher erfüllt, 
daß die im ASEAN organisierten Mitgliedstaaten erst 
kürzhch angekündigt haben, den südpazifischen 
Raum zur neutralen imd atomwaffenfreien Friedens- 
zone zu erklären. Dies sollte die Atommächte ermun- 
tern, auf dem Weg weiterer nuklearer Abrüstung 
zügig voranzugehen. Ein wichtiger nächster Schritt 
muß im Interesse der Menschen und der Umwelt im 
südpazifischen Raum der Abschluß eines „Compre- 
hensive Test Ban" sein. Die Bundesrepublik Deutsch- 
land wird diese Bemühungen nach Kräften unterstüt- 
zen. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit." 

Abg. Leni Fischer als Vertreterin der Parlamentari- 
schen Versammlung des Europarates (Originalspra- 
che: Englisch) 

„Sehr geehrter Herr Präsident, 

wir führen hier eine Debatte über die politische, 
wirtschaftliche und soziale Situation in der Welt. 

Wir alle vdssen imd haben bereits darüber diskutiert, 
daß die wirtschaftlichen und sozialen Aussichten einer 
der Schlüsselregionen in der Welt durch eine uner- 
wartete pohtische Wendung soeben radikal verändert 
wurden. 

Im Namen der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates und in unserer neuen Eigenschaft als 
assoziiertes Mitglied dieser Konferenz möchte ich 
daher diese Gelegenheit ergreifen, um einige kurze 
Ausführungen zu machen und Informationen zu 
geben. 

Lange Zeit hat Israel Beobachterdelegationen aus 
seinem nationalen Parlament, der Knesset, zu den 
Sitzungen unserer Versammlung entsandt. 

Wir haben unsererseits — mit Hilfe von UNRWA 
(Hilfswerk der Vereinten Nationen für Palästina- 
Flüchtlinge im Nahen Osten) — viele Jahre lang 
Ausschüsse und Delegationen entsandt, die über 
Wirtschafts-, sozial- und gesundheitspolitische Bedin- 
gungen sowie humanitäre Fragen im Gaza-Streifen 
und der Westbank, die künftig einer palästinensi- 
schen Interimsregierung unterstellt werden, Nachfor- 
schungen anstellen und Bericht erstatten sollten. 


Von seiten des Europarates sind wir bereit, die Kennt- 
nisse und Erfahrungen, die wir beim Aufbau demo- 
kratischer Institutionen und Prozesse gesammelt 
haben, zur Verfügung zu stellen. 

Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, daß 
UNRWA der bedeutendste Arbeitgeber in diesen 
Gebieten ist. Das Hilfswerk beschäftigt 8 000 Bedien- 
stete im Bereich von Gesundheitsvorsorge, Grundaus- 
bildung, sozialen Diensten und sonstigen Hilf eleistun- 
gen. Ihm kommt eine absolut lebenswichtige Rolle zu, 
die nun unter hoffnungsvolleren Bedingungen erwei- 
tert werden kann. 

Daher möchten wir den Generalsekretär der Verein- 
ten Nationen zu der von ihm in der vergangenen 
Woche angekündigten Einrichtung einer besonderen 
Arbeitsgruppe beglückwünschen. 

Wir wollen uns auch über die unerwartete Änderung 
der Lebensaussichten für die Völker in dieser Region 
freuen, die durch die Unterzeichnung der Vereinba- 
rung über die Prinzipien zur Errichtung einer Selbst- 
verwaltung im Gaza- Streifen und in Jericho eingetre- 
ten ist. 

Gestatten Sie mir ebenfalls, die Rolle zu erwähnen, die 
eines unserer Mitgliedsländer, Norwegen, dabei ge- 
spielt hat. 

Natürlich sind große Schwierigkeiten zu erwarten. 
Auf beiden Seiten wird ein enormes Maß an Geduld 
und Nachsicht erforderlich sein. 

Im Namen der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates möchte ich unseren Eindruck und unser 
Vertrauen festhalten, daß ein nicht nur weltbewegen- 
des, sondern auch unumkehrbares Ereignis eingetre- 
ten ist. 

Weil die Auswirkungen dieses Ereignisses im Hin- 
blick auf größere politische Stabilität und Frieden 
nicht nur in unserer Region, sondern vielleicht auch 
weltweit ein Exempel statuieren, entschuldige ich 
mich nicht dafür, daß wir unseren Beitrag auf diese 
eine Frage beschränken. Unsere Konferenz wird zu- 
mindest teilweise durch ihr zeitliches Zusammentref- 
fen mit diesem Ereignis in Erinnerung bleiben." 


III. Sitzungen des Interparlamentarischen Rates 

Der Interparlamentarische Rat tagte am 13. und 
18. September 1993 unter Vorsitz seines Präsidenten, 
Sir Michael Marshall. Zu Beginn seiner Sitzung nahm 
der Interparlamentarische Rat auf Empfehlung des 
Exekutivausschusses Ghana als neues Mitglied in die 
IPU auf. Damit gehören der Interparlamentarischen 
Union derzeit 125 Mitgliedsländer an. 

Der Interparlamentarische Rat befaßte sich außerdem 
mit der Situation der Gruppe der Bundesrepublik 
Jugoslawien (Serbien und Montenegro) in der Inter- 
parlamentarischen Union. In dem dazu vom Exekutiv- 
ausschuß vorgelegten Text, der im Rat allgemeine 
Zustimmung fand, wird Paragraph 8 der Resolution 
der 89. Interparlamentarischen Konferenz zur Situa- 
tion im ehemaligen Jugoslawien bekräftigt, in dem 
alle Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht und 
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gegen die grundlegenden Menschenrechte im ehe- 
maligen Jugoslawien insbesondere in Bosnien-Herze- 
gowina sowie die Praxis der „ethnischen Säuberung" 
entschieden verurteilt werden. Zugleich stellt der 
Exekutivausschuß aber auch fest, daß eine Suspendie- 
rung der Teilnahme der nationalen Gruppe der Bun- 
desrepublik Jugoslawien nur bei Vorliegen der Vor- 
aussetzungen von Artikel 4, Absatz 2 der Statuten der 
Interpciriamentarischen Union erfolgen kaim, d. h. 
wenn ein Parlament seine Tätigkeit nicht mehr ausübt 
oder wenn die ordnungsgemäßen administrativen 
und finanziellen Beziehungen einer nationalen 
Gruppe zur Interparlamentarischen Union nicht mehr 
bestehen. Abg. Leni Fischer hatte sich in diesem 
Zusammenhang im Exekutivausschuß für eine Ände- 
rung der Statuten ausgesprochen. 

Im Anschluß daran gab IPU- Generalsekretär Pierre 
Comillon einen ausführlichen mündlichen Bericht 
über die Arbeit und Aktivitäten der Interparlamenta- 
rischen Union seit der letzten Konferenz in Neu Delhi. 
Er ging dabei insbesondere auf das FoUow-up der 
Resolutionen ein und wies in diesem Zusammenhang 
auf seine Kontakte mit Vertretern der Vereinten 
Nationen hin. Darüber hinaus berichtete er über das 
Interparlamentarische Symposium „Das Parlament 
als Hüter der Menschenrechte", das im Mai 1993 in 
Budapest stattgefunden hatte. Desweiteren ging er 
kurz auf das Programm der technischen Zusammen- 
arbeit sowie die zahlreichen von der IPU erstellten 
Pubhkationen ein. Im Zusammenhang mit dem Jah- 
resbericht des Generalsekretärs unterrichtete der 
australische Abg. Andrew Peacock die Mitglieder des 
Interparlamentarischen Rates über den Ablauf und 
die Ergebnisse der Reise einer fünfköpfigen IPU- 
Delegation zur Beobachtung der Wahlen in Kam- 
bodscha im Mai 1993. 

Der Präsident des Interparlamentarischen Rates, Sir 
Michael Marshall, ging in seinem Tätigkeitsbericht 
insbesondere auf seine Teilnahme an Konferenzen 
interparlamentarischer Gremien — darunter der Par- 
lamentarischen Versammlung des Europarates imd 
der Parlamentarischen Versammlung der KSZE — 
sowie auf seine Besuche in IPU-Mitgliedsländem ein. 
Darüber hinaus unterrichtete er den Interparlamenta- 
rischen Rat kurz über die wesenüichen Ergebnisse der 
Arbeit des Exekutivausschusses. Zentrale Themen im 
Exekutivausschuß seien die Situation der Gruppe der 
Bundesrepublik Jugoslawien in der Interparlamenta- 
rischen Union, finanzielle Fragen im Zusammenhang 
mit dem IPU -Haushalt 1994 sowie die Beteiligimg der 
IPU an einer Wahlbeobachtungsmission nach El Sal- 
vador gewesen. Der Exekutivausschuß hatte im übri- 
gen das Mandat von Abg. Leni Fischer als Stellvertre- 
terin des Präsidenten des Interparlamentarischen 
Rates bis zur nächsten Sitzung des Exekutivausschus- 
ses im Dezember verlängert. 

Als Vertreter des Exekutivausschusses stellte der 
australische Abg. Leo McLeay anschließend das Pro- 
gramm und den Haushaltsentwurf der IPU für das Jahr 
1994 vor. Der Haushaltsentwurf wurde vom Interpar- 
lamentarischen Rat in der vorliegenden Fassimg ein- 
stimmig angenommen, ün Zusammenhang mit den 
Haushaltsfragen befaßte sich der Interparlamentari- 
sche Rat außerdem mit den vom Exekutivausschuß 


vorgeschlagenen Änderungen von Artikel 4, Absatz 2 
der Statuten der Interparlamentarischen Union sowie 
Artikel 5, Absatz 4, Artikel 6, Absatz 2 (c) und Artikel 6, 
Absatz 3 (c) der IPU-Haushaltsordnung. In Ergänzung 
der bisherigen Regelung kaim eine Suspendierung 
einer nationalen Gruppe darm erfolgen, wenn ein 
Beitragsrückstand von drei Jahren besteht. Die vom 
Exekutivausschuß vorgeschlagenen Änderungen 
wurden von der Interparlamentarischen Konferenz 
am 18. September 1993 einstimmig angenommen. 

Der Interparlamentarische Rat befaßte sich auch in 
Canberra wieder eingehend mit Menschenrechtsver- 
letzungen an Parlamentariern. Der vom eurgentini- 
schen Abg. Solari Yrigoyen vorgetragene Bericht des 
Menschenrechtsausschusses behandelte Menschen- 
rechtsverletzungen an Parlamentariern in Bulgarien, 
Indonesien, Kolumbien, Myanmar, Togo, der Türkei 
und Usbekistan. Alle vom Ausschuß vorgelegten 
Texte zu den genannten Menschenrechtsverletzun- 
gen wurden vom Interparlamentarischen Rat ange- 
nommen. Als neue ordentliche Mitglieder des Men- 
schenrechtsausschusses wurden die tunesische Abg. 
Fathia Baccouche Bahri und der uruguayische Abg. 
Dr. Hugo Batalla gewählt, als neues stellvertretendes 
Mitglied der venezolanische Abg. Jose Rodriguez 
Iturbe. Der Interparlamentarische Rat verabschiedete 
außerdem in diesem Zusammenhang einstimmig eine 
Resolution zu den Ergebnissen und zum FoUow up des 
Interparlamentarischen Symposiums „ Das Parlament 
als Hüter der Menschenrechte" (s. Anhang S. 18). 

Anschließend nahm der Interparlamentarische Rat die 
Berichte des Ausschusses für Nahost-Fragen, des 
Ausschusses zur Überwachung der Situation in 
Zypern sowie des Umweitausschusses zur Kenntnis. 
Der senegalesische Abg. Dr. Daouda Sow ging in 
seiner Eigenschaft als Vorsitzender des Ausschusses 
für Nahost-Fragen insbesondere auf die jüngsten 
Entwicklungen im Friedensprozeß und die Unter- 
zeichnung des Abkommens zwischen Israel und der 
PLO in Washington ein. Er sprach sich im Namen des 
Ausschusses dafür aus, die Palästinenser insbeson- 
dere beim Aufbau demokratischer Institutionen zu 
unterstützen. Der Vorsitzende des Ausschusses zur 
Überwachung der Situation in Zypern, der britische 
Abg. Dr. Michael Clark, unterrichtete den Interparla- 
mentarischen Rat über die Arbeit des Ausschusses 
imd wies auf den geplanten Zypembesuch im Januar 
1994 hin. Der kuwaitische Abg. Naser A. Sorkhoh ging 
in seinem Bericht imter anderem auf die von der IPU 
geplante ErsteUimg eines weltweiten Verzeichnisses 
parlamentarischer Gremien im Umweltbereich ein. 
Desweiteren machte er die Mitglieder des Interparla- 
mentarischen Rates auf den Themenvorschlag des 
Umweltausschusses (Abfallbewirtschaftimg im Sinne 
einer gesunden Umwelt) für die 91. Interparlamenta- 
rische Konferenz in Paris aufmerksam. 

Im Anschluß daran berichtete die schweizerische Abg. 
Rosmarie Simmen in ihrer Eigenschaft als Vorsitzen- 
de und Berichterstatterin der paritätisch besetzten 
Arbeitsgruppe zur ErsteUimg eines Aktionsplanes mit 
dem Ziel der Beseitigung der bestehenden Ungleich- 
gewichte in der Beteüigung von Männern und Frauen 
am politischen Leben über die bisher geleistete Arbeit 
und legte zugleich einen ersten Entwurf des IPU- 
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Aktionsplanes vor. Der in vier Abschnitte unterteilte 
Aktionsplan befaßt sich mit den Voraussetzungen für 
eine aktive Beteiligung von Frauen am politischen 
Leben, mit den rechtlichen Gnmdlagen der Gleichbe- 
rechtigung, mit der Teilhabe am politischen Leben auf 
nationaler Ebene sowie mit der Beteiligung von 
Frauen an den Aktivitäten der Interparlamentarischen 
Union. Der Interparlamentarische Rat nahm den Ent- 
wurf des IPU- Aktionsplanes zur Kenntnis und folgte 
der Empfehlimg der paritätisch besetzten Arbeits- 
gruppe, den Entwurf mit der Bitte um Stellungnahme 
an die nationalen Gruppen weiterzuleiten. Die end- 
gültige Fassung des IPU-Aktionsplanes, die späte- 
stens im September 1994 in Kopenhagen verabschie- 
det werden soll, soU als Beitrag der Interparlamenta- 
rischen Union bei der IV. Weltfrauenkonferenz der 
Vereinten Nationen, die im Herbst 1995 in Beijing 
stattfinden wird, eingebracht werden. 

Der Interparlamentarische Rat nahm darüber hinaus 
mit Blick auf den 75. Jahrestag der Gründung der 
Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) imd den 
50, Jahrestag der Annahme der ILO-Erklärung von 
Philadelphia im Jahre 1994 eine Resolution zur Unter- 
stützung dieser VN-Sonderorganisation an (s. Anhang 
S. 19). 

Der Interparlamentarische Rat schlug außerdem nach 
dem Ausscheiden des französischen Abg. Andre Fos- 
set und des bulgarischen Abg. Vassil Gotsev aus dem 
Exekutivausschuß als deren Nachfolger den schwedi- 
schen Abg. Sture Ericson sowie den slowenischen 
Abg. Zoran Thaler vor. Die beiden genannten Abge- 
ordneten wurden später von der Interparlamentari- 
schen Konferenz per Akklamation als neue Mitglieder 
in den Exekutivausschuß gewählt. 

Der Interparlamentarische Rat legte außerdem die 
Tagesordnung für die 91. Interparlamentarische Kon- 
ferenz fest, die vom 21. bis 26. März 1994 in Paris 
stattfinden wird. Die Themenschwerpunkte lauten: 

Verhütung von Konflikten, Aufrechterhaltung und 
Stärkung des Friedens: Rolle und Mittel der Vereinten 
Nationen und der regionalen Organisationen 

Abfallbewirtschaftung im Sinne einer gesunden Um- 
welt 


IV. Sitzung der Parlamentarierinnen in der IPU 

Am 12. September 1993 fand unter Vorsitz der austra- 
lischen Abg. Kathy Sullivan, die zeitweise von Abg. 
Leni Fischer vertreten wurde, die Sitzung der Parla- 
mentarieriimen in der IPU statt. Anläßlich der feier- 
lichen Eröffnung des Frauentreffens sprachen die 
australische Ministerin für Familienangelegenheiten, 
Senatorin Rosmary Crowley, der Präsident des Inter- 
parlamentarischen Rates, Sir Michael Marshall, sowie 
Abg. Leni Fischer in ihrer Eigenschaft als Vorsitzende 
des Koordinierungsausschusses des Frauentreffens. In 
ihrem kurzen Grußwort ging Abg. Leni Fischer auf die 
wichtige Rolle der Parlamentarierinnen innerhalb der 


IPU und ihren Beitrag zur Förderung einer stärkeren 
Beteiligung von Frauen am politischen Leben ein. 

Zu Beginn des Treffens berichtete die kamerunische 
Abg. Zang Nguele über die Ergebnisse der Sitzimg 
des Koordinienmgsausschusses, die zuvor unter Vor- 
sitz von Abg. Leni Fischer stattgefunden hatte. Der 
Koordinierungsausschuß hatte sich dabei ausführlich 
mit den verschiedenen Tagesordnungspunkten des 
Frauentreffens beschäftigt. Das Mandat des Koordi- 
nierungsausschusses in seiner jetzigen Zusammenset- 
zung läuft am 20. März 1994 aus. Die Wahl der neuen 
Mitglieder des Koordinienmgsausschusses, bei denen 
es sich lun jeweils zwei Parlamentarierinnen aus den 
derzeit bestehenden sechs geopolitischen Gruppen 
handelt, findet anläßlich der 91. Interparlamentari- 
schen Konferenz in Paris in einer eigens einberuf enen 
Sitzung des Frauentreffens am 25. März 1994 statt. 
Abg. Leni Fischer gehört dem Koordinierungsaus- 
schuß des Frauentreffens in ihrer Eigenschaft als 
weibliches Mitglied des Exekutivausschusses ex offi- 
cio bis zum September 1995 an. 

Im Anschluß an den Bericht über die Arbeit des 
Koordinienmgsausschusses nahmen die Parlamenta- 
rieriimen einstimmig die von der kanadischen Abg, 
Edna Anderson vorgeschlagenen Änderungen des 
Dokuments „Zielsetzungen, Rolle und Arbeitsweise 
des Treffens der Parlamentarierinnen" an. Die we- 
sentlichen Ändenmgen beziehen sich auf Abschnitt III 
des Dokuments, der die Arbeit des Koordinierungs- 
ausschusses betrifft. Durch diese Ändenmgen wird 
die Möglichkeit der Wiederwahl der Mitglieder des 
Koordinierungsausschusses für eine zweite Amtszeit 
sowie die Ernennung einer Berichterstatterin des 
Koordinierungsausschusses festgeschrieben. 

Die Parlamentarieriimen befaßten sich anschließend 
eingehend mit dem IPU-Aktionsplan zur Beseitigung 
des gegenwärtigen Ungleichgewichts bei der Beteili- 
gung von Männern und Frauen am politischen Leben. 
In diesem Zusammenhang berichtete die schweizeri- 
sche Abg. Rosmarie Simmen in ihrer Eigenschaft als 
Vorsitzende der paritätisch besetzten Arbeitsgruppe 
zur Erstellung des IPU-Aktionsplanes über den ciktu- 
ellen Stand der Vorbereitungen. Sie unterrichtete die 
Parlamentarieriimen darüber, daß die paritätisch 
besetzte Arbeitsgruppe dem Interparlamentarischen 
Rat einen ersten Entwurf des Aktionsplanes vorlegen 
werde, der dann an die nationalen Gruppen mit der 
Bitte lun Stellungnahme weitergeleitet werden solle. 
Die Parlamentarieriimen waren sich darin einig, daß 
dieser IPU-Aktionsplan in seiner endgültigen Fas- 
sung, die spätestens anläßlich der 92. Interparlamen- 
tarischen Konferenz im September 1994 in Kopenha- 
gen verabschiedet werden soll, als wesentlicher Bei- 
trag der Interparlamentarischen Union zur IV. Welt- 
frauenkonferenz der Vereinten Nationen in Beijing 
eingebracht werden sollte. Die IPU beabsichtigt, 
anläßlich der im September 1995 stattfindenden 
IV. Weltfrauenkonferenz eine eintägige Sitzung der in 
Beijing anwesenden IPU-Parlamentarier durchzufüh- 
ren, die aber nicht als Parallelveranstaltung zur VN- 
Konferenz verstanden werden soll. Anschließend gab 
die chinesische Abg. Wang Shuxian einen kurzen 
Bericht über den Stand der Vorbereitimgen der 
IV. Weltfrauenkonferenz der Vereinten Nationen in 
Beijing, wobei sie insbesondere auf das große Inter- 
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esse in den chinesischen Medien sowie bei den 
chinesischen Frauenorganisationen hinwies. 

Im Anschluß daran machte die australische Vorsit- 
zende des Frauentreffens die Parlamentarierinnen auf 
die von der IPU erstellte Übersichtskarte zum prozen- 
tualen Anteil von Frauen in den Parlamenten der Welt 
aufmerksam, die inzwischen in aktualisierter Fassung 
(Stand: Juni 1993) vorliegt. Aufgrund des aktuellen 
Zahlenmaterials läßt sich feststellen, daß der durch- 
schnittliche Anteil der in den Parlamenten vertretenen 
Frauen im Vergleich zum Jahre 1991 deutlich zurück- 
gegangen ist. Die Parlamentarieriimen waren sich in 
diesem Zusammenhang darin einig, daß die Höhe des 
Frauenanteils in den nationalen Parlamenten ent- 
scheidend vom jeweiligen Wahlsystem abhängig sei. 
Ein weiterer Faktor, der sich negativ auf den Frau- 
enanteil in den nationalen Parlamenten auswirke, sei 
das Nominierungsverfahren durch die Parteien, bei 
dem männliche Kandidaten häufiger zum Zuge kä- 
men als weibliche. Zahlreiche Parlamentarierinnen 
sprachen sich daher für die Einführung von Quoten- 
regelimgen aus, um den Anteil von Frauen in den 
nationalen Parlamenten zu erhöhen. 

Die Parlamentarieriimen befaßten sich außerdem 
kurz mit den beiden Themenschwerpunkten der 
Interparlamentarischen Konferenz. Zum Thema „Ge- 
sundheit imd Wohlergehen älterer Menschen" nah- 
men die Parlamentarierinnen einstimmig einen von 
der kanadischen Abg. Edna Anderson vorgelegten 
Resolutionstext an, der später in seinen wesentlichen 
Punkten Eingang in die entsprechende Resolution der 
Interparlamentarischen Konferenz fand. Im übrigen 
kamen die Parlamentarieriimen überein, sich anläß- 
lich ihrer künftigen Treffen regelmäßig mit der Situa- 
tion älterer Menschen, dem Thema Gewalt gegen 
Kinder imd den Problemen der weiblichen Wanderar- 
beitnehmer zu befassen. 


V. Sitzungen der Parlamentarier der Gruppe 
der Zwölf plus 

Die Sitzimgen der Parlamentarier der Gruppe der 
Zwölf plus fanden am 12., 14., 15. imd 17. September 
1993 imter Vorsitz des isländischen Abg. Geir Haarde 
statt. Die Sitzimgen dienten in erster Linie der Vorbe- 
reitung und Begleitimg der Arbeit der Interparlamen- 
tarischen Konferenz aus der Sicht der Gruppe der 
Zwölf plus. In diesem Zusammenhang erfolgte die 
Benennung der Vertreter der Gruppe der Zwölf plus 
für die Redaktionsausschüsse, die regelmäßige Be- 
richterstattung über die Arbeit dieser Ausschüsse 
sowie die Abstimmimg über den zusätzlichen Tages- 
ordnungspunkt und die Themenvorschläge für die 
91. Interparlamentarische Konferenz in Paris. 

In ihrer Sitzung am 12. September 1993 diskutierte die 
Gruppe der Zwölf plus die fünf Themenvorschläge, 
die im Zusammenhang mit der Behandlung des 
zusätzlichen T ages ordmmgspunktes eingebracht 
worden waren. Das von der deutschen Delegation 
vorgeschlagene Thema „Vertreibung als Folge von 
Kriegen und Bürgerkriegen" fand bei den Parlamen- 
tariern der Gruppe der Zwölf plus allgemeine Zustim- 


mimg. Auf Anregimg der imgarischen, italienischen, 
spanischen und österreichischen Gruppe ergänzte die 
deutsche Delegation ihren Themenvorschlag um 
einen Hinweis auf den Konflikt in Bosnien-Herzego- 
wina. Dank der Unterstützimg der Gruppe der Zwölf 
plus wurde der geänderte Themenvorschlag der deut- 
schen Delegation mit großer Mehrheit von der Inter- 
parlamentarischen Konferenz als zusätzlicher Tages- 
ordmmgspunkt angenommen. Auf Initiative der briti- 
schen Gruppe brachten die Zwölf plus den Vorschlag 
ein, als Dringlichkeitstagesordnungspunkt den Frie- 
densprozeß im Nahen Osten aufzunehmen. Auf 
Antrag des Vorsitzenden der Gruppe der Zwölf plus 
setzte die Interparlamentarische Konferenz das 
Thema „Unterstützung für den Friedensprozeß im 
Nahen Osten" als Dringlichkeitspunkt auf die Tages- 
ordnung und verabschiedete dazu eine kurze Erklä- 
rung. 

Die Gruppe der Zwölf plus nahm im übrigen ein 
Memorandum ihres isländischen Vorsitzenden zum 
Status und zu den Beitragszahlimgen der bei den 
Zwölf plus zugelassenen Beobachter an. Dem Euro- 
päischen Parlament und der Parlamentarischen Ver- 
sammlung des Europarates wurde offiziell ein Beob- 
achterstatus in der Gruppe der Zwölf plus zuerkannt. 
Es ist vorgesehen, daß die Beobachter, die in der 
Gruppe der Zwölf plus Rede- aber kein Stimmrecht 
haben, einen Jahresbeitrag in Höhe von 600,00 US$ 
leisten. Der spanische Abg. Miguel Martinez regte vor 
dem Hintergrund der entsprechenden Praxis in der 
Parlamentarischen Versammlimg des Europarates die 
Schaffung eines Sondergaststatus innerhalb der 
Gruppe der Zwölf plus an. Darüber hinaus sprach er 
sich dafür aus, alle Delegationen aus denjenigen 
osteuropäischen Ländern, die Mitglied im Europarat 
sind, aber der Gruppe der Zwölf plus noch nicht 
angehören, aufzurufen, einen entsprechenden Mit- 
gliedsantrag zu stellen. 

Anläßlich der 90. Interparlamentarischen Konferenz 
in Canberra nahm die Gruppe der Zwölf plus Est- 
land, Slowenien imd die Tschechische Republik als 
neue Mitglieder auf. Die Aufnahme der Gruppe der 
Slowakischen Republik konnte in Canberra nicht 
erfolgen, da noch kein Aufnahmeantrag vorlag xmd 
die Vertreter dieser Gruppe dort nicht anwesend 
waren. 

Auf Anregimg der Gruppe der Zwölf plus erklärte sich 
der slowenische Abg. Zoran Thaler bereit, für den 
freiwerdenden Sitz des bulgarischen Abg. Vassil Got- 
sev im Exekutivausschuß zu kandidieren. Die Gruppe 
der Tschechischen Republik, die ebenfalls erwogen 
hatte, für diesen dem mittel- und osteuropäischen 
Raum zugeordneten Sitz zu kandidieren, zog ihre 
Bewerbung zugunsten der slowenischen Gruppe 
zurück. Der von der Gruppe der Zwölf plus unter- 
stützte slowenische Kandidat und der schwedische 
Abg. Sture Ericson wurden später von der Interparla- 
mentarischen Konferenz per Akklamation als neue 
Mitglieder in den Exekutivausschuß gewählt. In der 
letzten Sitzung der Gruppe der Zwölf plus am 17. Sep- 
tember 1993 wurde der isländische Abg. Geir Haarde 
für ein weiteres Jahr im Amt des Vorsitzenden bestä- 
tigt. 
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VI. Zusammenfassung 

Zu den wichtigsten Ergebnissen der 90. Interparla- 
mentarischen Konferenz zählte die Verabschiedung 
der Resolutionen zu den Themen „Beachtimg des 
humanitären Völkerrechts imd Unterstützimg huma- 
nitärer Aktionen bei bewaffneten Konflikten", „Ge- 
sundheit und Wohlergehen älterer Menschen" sowie 
„Vertreibimg als Folge des Konflikts in Bosnien- 
Herzegowina sowie anderer Kriege imd Bürger- 
kriege". Mit dem von der deutschen Delegation 
vorgeschlagenen zusätzlichen Tagesordnungspunkt 
„Vertreibimg“ hat die IPU in Canberra ein Thema 
aufgegriffen, das angesichts der Konflikte in Bosnien- 
Herzegowina, Somalia und anderen Teilen der Welt 
von zentraler Bedeutung ist. Darüber hinaus zeigte 
sich auch in Canberra einmal mehr die Fähigkeit der 
Parlamentarier der IPU, auf aktuelle politische Ereig- 
nisse in der Welt zu reagieren und dazu Stellung zu 
beziehen. In einer am 14. September 1993 angenom- 
menen Erklärung zur Unterstützung des Friedenspro- 
zesses im Nahen Osten unterstreichen die Parlamen- 
tarier die besondere Bedeutung der von den Vertre- 
tern Israels und der PLO Unterzeichneten Vereinba- 
rungen in Washington und rufen alle Parteien auf, ihre 
Bemühungen um einen gerechten und dauerhaften 
Frieden für alle Völker im Nahen Osten fortzusetzen. 

In ihrer Resolution zum Thema „Beachtung des huma- 
nitären Völkerrechts und Unterstützung humanitärer 
Aktionen bei bewaffneten Konflikten" stellen die 
Parlamentarier fest, daß die Grundprinzipien imd 
Regeln des humanitären Völkerrechtes Bestandteil 
der von der internationalen Gemeinschaft akzeptier- 
ten Werte seien und verweisen gleichzeitig darauf, 
daß die Bemühungen um Umsetzung dieser Prinzi- 
pien und Regeln auf nationaler Ebene oftmals unzu- 
reichend seien. Vor dem Hintergrund der aktuellen 
Konflikte in Bosnien-Herzegowina und anderen Tei- 
len der Welt verurteilen die Parlamentarier insbeson- 
dere ethnische Säuberungen, Völkermord und barba- 
rische militärische Aktionen gegenüber Zivilisten. Die 
Parlamentarier rufen in diesem Zusammenhang alle 
Staaten auf, ihren Militärbefehlshabem die Verpflich- 
tungen im Rahmen des humanitären Völkerrechts ins 
Bewußtsein zu rufen und alle erforderlichen Anstren- 
gimgen zu imtemehmen, um Verletzungen des huma- 
nitären Völkerrechts zu verhindern. Darüber hinaus 
rufen sie Parlamente und Regierungen auf, die Beach- 
timg der Resolutionen der Vereinten Nationen zu 
humanitären Fragen sicherzustellen und auf nationa- 
ler Ebene Maßnahmen zu ergreifen, um den Regeln 
des humanitären Völkerrechts Geltung zu verschaffen. 

ln ihrer Resolution zum Thema „Gesundheit und 
Wohlergehen älterer Menschen" weisen die IPU- 
Parlamentarier auf den wachsenden Anteil älterer 
Menschen an der Bevölkerung in weiten Teilen der 
Welt hin. Unter Berücksichtigung der Tatsache, daß 
die Situation älterer Menschen angesichts der unter- 
schiedlichen sozio- ökonomischen Bedingungen von 
Land zu Land verschieden ist, bringen die Parlamen- 
tarier ihre Besorgnis darüber zum Ausdruck, daß 
ältere Menschen oftmals keinen ausreichenden 
Zugang zu Gesundheitsdiensten haben und vielfach 
nur über sehr geringe Einkommen verfügen. Die 


Parlamentarier sprechen sich deshalb dafür aus, die 
Lebensbedingungen der älteren Menschen zu verbes- 
sern und sie besser in das Leben der Gemeinschaft zu 
integrieren. 

In ihrer Resolution zum Thema „Vertreibimg als Folge 
des Konflikts in Bosnien-Herzegowina sowie anderer 
Kriege und Bürgerkriege" zeigen sich die Parlamen- 
tarier über die Auswirkungen des Bosnien-Konflikts, 
von denen die Zivilbevölkerung in zunehmendem 
Maße betroffen ist, tief besorgt. Sie rufen daher die 
Regierungen und die Organisationen im VN-System 
dazu auf, politische und rechtliche Sicherungen 
gegen Vertreibung unter anderem dadurch zu ent- 
wickeln, daß die Resolutionen des Sicherheitsrates der 
Vereinten Nationen zur Schaffung eines internationa- 
len Gerichtshofs zur Verfolgung derjenigen Personen, 
die für die Verstöße gegen das humanitäre Völker- 
recht im ehemaligen Jugoslawien verantwortlich sind, 
rasch umgesetzt werden. Desweiteren fordern sie die 
Regierungen und die Vereinten Nationen dazu auf, in 
Ergänzung zur VN-Konvention über die Verhütung 
und Bestrafung des Völkermordes aus dem Jahre 1948 
eine Konvention gegen Vertreibung zu erarbeiten. 
Die Parlamentarier unterstützen im übrigen die Emp- 
fehlung der VN-Weltkonferenz für Menschenrechte 
an die VN-Generalversammlung, sich mit der Frage 
der Einsetzung eines Hochkommissars für Menschen- 
rechte zu befassen. Darüber hinaus rufen die Parla- 
mentarier die Regierungen auf, den Hochkommissar 
der Vereinten Nationen für Flüchtlinge in seiner 
Arbeit zu unterstützen und mit ihm in vollem Umfang 
zusammenzuarbeiten. 

Wie in den Jahren zuvor zählte die deutsche Delega- 
tion auch während der 90. Interparlamentarischen 
Konferenz in Canberra zu den aktivsten Parlamenta- 
rierdelegationen. Hervorzuheben ist dabei vor allem 
die Mitarbeit im Exekutivausschuß, im Interparla- 
mentarischen Rat, in der Gruppe der Zwölf plus, beim 
Treffen der Parlamentarierinnen sowie im Redak- 
tionsausschuß zum von der deutschen Delegation 
vorgeschlagenen zusätzlichen Tagesordmmgspimkt 
„Vertreibimg" . Am Rande der Konferenz fanden dar- 
über hinaus zahlreiche informelle Gespräche einzel- 
ner deutscher Abgeordneter mit Mitgliedern anderer 
Delegationen statt, darunter beispielsweise mit Parla- 
mentariern aus Namibia und Papua-Neuguinea. Die 
deutsche Delegation traf außerdem mit Parlamenta- 
riern aus Mittel- und Osteuropa, deren Länder dem 
Europarat angehören, zu einem gemeinsamen Ar- 
beitsessen zusammen. Diese Begegnung diente dem 
umfassenden Gedankenaustausch und insbesondere 
der Erörterung der aktuellen politischen und wirt- 
schaftlichen Entwicklung in Mittel- und Osteuropa. 
Desweiteren hatte die deutsche Delegation in Ccm- 
berra akkreditierte Journalisten zu einer Pressekonfe- 
renz eingeladen, die bei den Medienvertretem auf 
lebhafte Resonanz stieß. 

Mit der 90, Interparlamentarischen Konferenz fand 
erstmals nach dem IPU-Treffen im Frühjahr 1977 in 
Canberra wieder eine IPU-Tagung in Australien statt. 
Die ausgezeichnete Organisation dieser Konferenz 
durch die australische Gruppe und die Mitarbeiter des 
australischen Parlaments hat wesentlich zum erfolg- 
reichen Ablauf imd zum Gelingen dieser IPU-Tagimg 
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beigetragen. Die Anwesenheit hochrangiger Regie- 
rungsvertreter und Politiker bei der Eröffnungsveran- 
staltung, darunter der Generalgouvemeiir des aus- 
tralischen Commonwealth, sowie die regelmäßige 
Präsenz des zum Konferenzpräsidenten gewählten 
Speakers des House of Representatives hat deutlich 
gemacht, welch große Bedeutung die australischen 
Gastgeber dieser IPU-Tagimg in ihrem Land beige- 


27. September 1993 


messen haben. Den Australiern ist es mit dieser 
Konferenz gelungen, üir Land in den Blickpunkt 
des Interesses der IPU zu rücken und nicht zuletzt 
durch den Vortrag des australischen Außenministers 
Gareth Evans vor der Konferenz die Position ihres 
Landes zu aktuellen politischen Fragen sowie zur 
Rolle Australiens im südpazifischen Raum darzustel- 
len. 


Leni Fischer, MdB Dieter Schloten, MdB 

Leiterin der Delegation Stellvertretender Leiter der Delegation 
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VII. Anhang 


Beachtung des humanitären Völkerrechts 
und Unterstützung humanitärer Aktionen 
bei bewaffneten Konflikten 

(Von der 90. Interparlamentarischen Konferenz am 
18. September 1993 angenommene Resolution) 

Die 90. Interparlamentarische Konferenz, 

1. in der Auffassung, 

a) daß die Ereignisse, die an den gegenwärtigen 
Schauplätzen bewaffneter Konflikte stattfin- 
den, unannehmbar sind und eine rigorose 
Reaktion der internationalen Staatengemein- 
schaft, von der Parlamente ein wichtiger Aus- 
druck sind, erforderhch machen; 

b) daß die gnmdlegenden Prinzipien und Nor- 
men des humanitären Völkerrechts ein Werte- 
system darstellen, das von der internationa- 
len Staatengemeinschaft universell akzeptiert 
wird; 

c) daß Bemühungen, diese Prinzipien und Nor- 
men auf nationaler Ebene durchzuführen, 
nicht ausreichend sind; 

d) daß die grundlegenden Normen des humanitä- 
ren Völkerrechts bislang denjenigen nicht aus- 
reichend bekarmt sind, die sie durchführen 
sollen; 

e) daß Koordinierung und gemeinsame Aktionen 
und Ansätze der verschiedenen Personen und 
Orgaiüsationen, die internationale humanitäre 
Hilfe leisten, es noch nicht möglich gemacht 
haben, schnell genug und in einem Ausmaß zu 
reagieren, das notwendig ist, um den durch 
bewaffnete Konflikte entstandenen enormen 
Bedarf zu entsprechen; 

f) daß finanzielle und menschliche Ressourcen 
für den Schutz der Opfer bewaffneter Konflikte 
nicht ausreichend sind; 

2. mit Bedauern feststellend, daß die Zivilbevölke- 
rung häufig das Hauptopfer der Aggressionen und 
Gewalt bewaffneter Konflikte ist; 

3. unter besonderer Verurteilung ethnischer Säube- 
rungen, des Völkermords, militärischer Aggres- 
sion gegen das Territorium anderer Staaten, bar- 
barischer mihtärischer Aktionen gegen die Zivil- 
bevölkerung, der Zerstörung ihrer Häuser und 
ihres Eigentums, der Anwendung von Zwangs- 
maßnahmen, um die Zivilbevölkerung zum Ver- 
lassen ihrer Städte und Dörfer zu bewegen, von 
Handlungen, die bestimmte Staaten begehen 
oder nicht verhindern, wobei sie gegen die Prin- 
zipien des humanitären Völkerrechts und aller 


Anhang 1 

internationalen Verträge und Praktiken ver- 
stoßen; 

4. ebenfalls unter Verurteilung der erneuten syste- 
matischen Anwendung von sexueller Gewalt 
gegen Frauen und Kinder, die einen schweren 
Verstoß gegen das humanitäre Völkerrecht dar- 
stellt; 

5. beklagend, daß die Methoden und Mittel, die in 
internen bewaffneten Konflikten angewandt wer- 
den, großes Leid verursachen; 

6. un ter Hinweis a uf die V erbindung zwischen Maß- 
nahmen zur Verhinderung von bewaffneten Kon- 
flikten und Maßnahmen zur Sicherung der Beach- 
tung humanitärer Nonnen in Konflikten, insbe- 
sondere in den Bereichen der Abrüstung und der 
Menschenrechte; 

7. in Bekräftigung ihrer Überzeugimg, daß das 
humanitäre Völkerrecht durch die Wahrung einer 
Atmosphäre der Menschlichkeit inmitten eines 
bewaffneten Konfliktes einen Weg für Versöh- 
nung offenhält und dadurch nicht nur zur Wieder- 
herstellung des Friedens unter den kriegführen- 
den Parteien, sondern auch zur Harmonie unter 
den Völkern beiträgt; 

8. mit Bedauern feststellend, daß das humanitäre 
Völkerrecht noch keine universelle Gültigkeit hat, 
da zur Zeit ein Drittel aller Staaten noch nicht den 
Zusatzprotokollen der Genfer Konventionen von 
1977 beigetreten ist, nur 36 Staaten der Konven- 
tion von 1980 über das Verbot oder die Einschrän- 
kung des Einsatzes bestimmter konventioneller 
Waffen und nur 82 Staaten der Konvention von 
1954 über den Schutz des kulturellen Eigentums 
beigetreten sind; 

9. weiterhin mit Bedauern feststellend, daß die inter- 
nationalen Hilfs- und Schutzmaßnahmen, die im 
Laufe von bewaffneten Konflikten im Rahmen der 
zuständigen VN-Institutionen imd Organe vom 
Internationalen Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) 
und anderen internationalen und regionalen 
Organisationen durchgeführt werden, auf ernst- 
hafte Schwierigkeiten und Gefahren stoßen, ein- 
schließlich der Weigerung einer oder mehrerer 
Konfliktparteien, Vereinbarungen mit solchen 
Organisationen zu schließen, die Blockade huma- 
nitärer Maßnahmen, Angriffe gegen humarütäres 
Personal, Lebensmittelliefenmgen und Hilfshefe- 
rungen, die Weigerung der Konfliktparteien, 
Lebensmittellieferungen zu den Opfern zu trans- 
portieren oder den Hüfsorganisationen Zugang zu 
Kriegsgefangenen und gefangengehaltenen Zivi- 
Usten zu gewähren; 
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10. beklagend, daß es unter dem gegenwärtigen 
humanitären Recht keinen ausreichenden Schutz 
für friedenerhaltendes und friedenschaffendes 
Personal gibt; 

11. beklagend, daß die Anzahl Journalisten \md 
anderer Medienvertreter, die in den Kampfgebie- 
ten getötet, verwxmdet oder entführt werden, 
immer größer wird; 

12. die Tatsache begrüßend, daß die Vereinten Natio- 
nen vor kurzem das Konzept der humanitären 
Hilfe bekräftigt haben, einschließlich der Hilfe für 
Zivübevölkerungen und der Idee der Einrichtung 
von Sicherheitskorridoren zur Sicherung des 
freien Zugangs dieser Hilfe zu den Opfern, zusätz- 
lich zu den Schutzzonen, die mangels einer Initia- 
tive von seiten der Konfliktparteien durch VN- 
Beschluß geschaffen und der Verantwortung ihres 
zivilen und militärischen Personals, bzw. interna- 
tionaler humanitärer Organisationen imterstellt 
werden; 

13. die von der Internationalen Konferenz für den 
Schutz von Kriegsopfern am 1. September 1993 in 
Genf verabschiedete feierliche Erklärung begrü- 
ßend, in der die Staaten unter anderem ihre 
Entschlossenheit bekräftigen, humanitäres Völ- 
kerrecht zu beachten imd durchzusetzen; 

14. die vom Sicherheitsrat im Mai 1993 einstimmig 
verabschiedete Entscheidimg begrüßend, einen 
Gerichtshof zu schaffen, durch den Kriegsverbre- 
cher zur Rechenschaft gezogen werden können, 
denen Völkermord, Vergewaltigung, Folter, eth- 
nische Säuberungen sowie andere schwerwie- 
gende Verstöße gegen humanitäres Völkerrecht 
auf dem Territorium des ehemaligen Jugoslawien 
vorgeworfen werden; 

15. unter Hinweis auf die von der 76. Interparlamen- 
tarischen Konferenz (Buenos Aires, Oktober 1986) 
verabschiedete Resolution über den Beitrag der 
Parlamente zur Durchführung und Verbesserung 
des humanitären Völkerrechts in bewaffneten 
Konflikten; 

1. fordert alle Staaten, die die folgenden Instru- 
mente noch nicht angenommen haben, auf, 
ohne Verzug die Möglichkeit ihrer schnellen 
Annahme zu prüfen: 

a) die Zusatzprotokolle über den Schutz von 
Opfern internationaler bewaffneter Kon- 
flikte (I) \md lücht-intemationaler bewaff- 
neter Konflikte (II) vom 8. Juni 1977; 

b) die Konvention über das Verbot oder die 
Einschränkimg des Einsatzes bestimmter 
konventioneller Waffen, bei denen man 
davon ausgehen kann, daß sie unnötige 
Leiden verursachen oder unterschiedslos 
wirken, vom 10. Oktober 1980; 

c) die Konvention über den Schutz des kultu- 
rellen Eigentums im Falle eines bewaffne- 
ten Konfliktes vom 14. Mai 1954; 


d) die VN-Konvention über den Status von 
Flüchtlingen vom 28. Juli 1951 imd das 
Protokoll dazu vom 31. Januar 1967. 

2. fordert ebenfalls 

a) die Staaten, die das Zusatzprotokoll I von 
1977 angenommen haben, auf, die in Arti- 
kel 90 erwähnte Erklärung über die allge- 
meine Zuständigkeit der Internationalen 
Untersuchimgskommission abzugeben; 

b) die Parlamente xmd Regierungen auf, eine 
angemessene Anwendimg der VN-Resolu- 
tionen über humanitäre Fragen zu gewähr- 
leisten imd Maßnahmen auf nationaler 
Ebene zur Durchfühnmg der Normen des 
humanitären Völkerrechts zu verabschie- 
den, insbesondere dadurch, daß sie ab- 
schreckende Sanktionen in ihre nationalen 
Gesetze auf nehmen, um sicherzustellen, 
daß nicht gegen diese Normen verstoßen 
wird, und dadurch, daß die Möglichkeit 
geprüft wird, interministerielle Ausschüsse 
einzurichten oder zu reaktivieren, bzw. 
einen Amtsinhaber oder Delegierten zu 
ernennen, der dafür zuständig wäre, die auf 
nationaler Ebene zu treffenden Maßnah- 
men zu verfolgen und zu koordinieren; 

c) alle Staaten auf, die Öffentlichkeit stärker 
für die Frage des humanitären Völkerrechts 
zu sensibilisieren imd die Beachtung des 
humanitären Völkerrechts durch Erzie- 
hungs- imd Informationsprogramme zu för- 
dern; 

d) die Regierungen auf, ein Bewußtsein für das 
humanitäre Völkerrecht in den Streitkräften 
zu fördern; 

e) alle Staaten auf, ihre militärischen Kom- 
mandeure daran zu eriimern, daß sie ver- 
pflichtet sind, das ihnen unterstellte Perso- 
nal über die Verpflichtungen aus dem 
humanitären Völkerrecht aufzuklären und 
jede mögliche Anstrengung zu unterneh- 
men, um sicherzustellen, daß keine Ver- 
stöße stattfinden und, falls notwendig, Ver- 
stöße zu bestrafen oder den Behörden zu 
berichten; 

f) das Internationale Komitee vom Roten 
Kreuz auf, sich an der Vorbereitung einer 
Konferenz zur Überprüfung der Konvention 
von 1980 über das Verbot oder die Ein- 
schränkung des Einsatzes bestimmter kon- 
ventioneller Waffen zu beteiligen, um Pro- 
bleme zu erörtern, die mit Waffen verbun- 
den sind, die blind machen, und Minen, die 
Zivilisten verstümmeln; 

g) alle Staaten auf, die notwendigen Schritte 
zu xmtemehmen, um sicherzustellen, daß 
durch humanitäres Völkerrecht geschütztes 
Eigentum gekennzeichnet wird und imter 
den Schutz des hiunanitären Völkerrechts 
gestellte Personen als solche erkennbar 
sind; 
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h) alle Staaten auf, jede mögliche Bemühung 
zu unternehmen, Mitarbeiter von Hilfsorga- 
nisationen vor den kriegführenden Parteien 
sowie vor gemeinen Verbrechern zu schüt- 
zen und die Immunität sicherzustellen, die 
dmch die Embleme des Roten Kreuzes und 
des Roten Halbmonds gewährleistet sein 
sollte; 

i) alle Staaten auf, die Bedeutung humanitärer 
Maßnahmen zu verstehen, damit ihre Be- 
hinderung vermieden werden kann, durch 
einen sicheren Zugang zu den betreffenden 
Regionen schnelle und effektive Hilfsmaß- 
nahmen zu gewährleisten, notwendige 
Maßnahmen zu treffen, um die Beachtung 
der Sicherheit und der Unversehrtheit 
humanitärer Organisationen zu verstär- 
ken; 

j) alle Staaten auf, über ein separates humani- 
täres Rechtsinstrument zu verhandeln, das 
dem wirksamen Schutz von friedenerhal- 
tendem und friedenschaffendem Personal 
gewidmet ist; 

k) alle Staaten auf, sicherzustellen, daß Jour- 
nalisten auf gefährlicher professioneller 
Mission in Gebieten bewaffneter Konflikte 
von den Schutzmaßnahmen profitieren, die 
in Artikel 79 des Zusatzprotokolls I der 
Genfer Konvention von 1949 enthalten 
sind; 

l) alle Staaten, die in bewaffnete Konflikte 
verwickelt sind, auf, die Dienste der Interna- 
tionalen Untersuchungskommission in An- 
spruch zu nehmen, um Verstöße gegen 
humanitäres Völkerrecht, einschließlich in 
internen bewaffneten Konflikten, zu unter- 
suchen; 

m) alle Staaten auf, jegliche Arbeit zu unter- 
stützen, die zur Verstärkung der Möglich- 


Gesundheit und Wohlergehen älterer Menschen 

(Von der 90. Interparlamentarischen Konferenz am 

18. September 1993 angenommene Resolution) 

Die 90. Interparlamentarische Konferenz, 

1. in der Erkenntnis, daß das Älterwerden nicht mit 
Krankheit gleichzusetzen ist und daß das Alter 
und der Tod normale und natürliche Abschnitte 
im Lauf des Lebens sind; 

2. erklärend, daß die Rechte der älteren Menschen 
integraler Bestandteil der in zahlreichen interna- 
tionalen Instrumenten festgeschriebenen Men- 
schenrechte sind; 

3 . in Anbetracht dessen, daß überall in der Welt eine 
nie zuvor dagewesene hohe Lebenserwartung der 
Bevölkenmg festzustellen ist, was darauf zurück- 
zuführen ist, daß immer mehr Menschen ein 


keiten, Kriegsverbrechen auf internationa- 
ler Ebene zu bestrafen, durchgeführt wird 
oder geplant ist; 

n) alle Staaten auf, Entschädigungsverfahren 
für Schäden, die Opfern durch Verstöße 
gegen humarütäres Völkerrecht zugefügt 
werden, zu überprüfen sowie die Zahlung 
von Entschädigungen vorzunehmen, so daß 
die Opfer einen echten Nutzen aus der Hilfe 
ziehen, auf die sie Anspruch haben; 

o) alle Staaten auf, sich in Zusammenarbeit mit 
den Vereinten Nationen und in Überein- 
stimmung mit der VN-Charta, insbesondere 
mit ihren Grundsätzen in bezug axif die 
Beachtung der Menschenrechte in allen 
Ländern dafür einzusetzen, daß alle geeig- 
neten Maßnahmen zur Durchsetzung des 
humanitären Völkerrechts unternommen 
werden; 

3. würdigt die Maßnahmen des Internationalen 
Komitees vom Roten Kreuz (IKRK) und des 
Hochkommissars der Vereinten Nationen für 
Flüchtlinge (UNHCR) und anderer internatio- 
naler Hilfsorganisationen und fordert die 
Regienmgen auf, ihre finanziellen Beiträge an 
diese Organisationen zu erhöhen, und spricht 
den Mitarbeitern dieser Organisationen für ihr 
Engagement und ihren Mut ihre Anerkennung 
aus] 

4. empfiehlt die Einrichtung eines Ausschusses 
durch den Interparlamentarischen Rat, um die 
Frage der Beachtung des humanitären Völker- 
rechts zu verfolgen, insbesondere den Stand 
der Ratifizierung der Konventionen und Proto- 
kolle sowie die Durchführung von Maßnahmen 
auf nationaler Ebene,- der Ausschuß würde dem 
Interparlamentarischen Rat jährlich auf seiner 
zweiten Sitzung Bericht erstatten, zum ersten 
Mal 1994. 


Anhang 2 

fortgeschrittenes Alter in besserem Gesundheits- 
zustand erreichen als jemals zuvor und auf die 
Tatsache, daß der Bevölkerungseuiteil der älteren 
Menschen rascher anwächst als die Bevölkerung 
insgesamt; 

4. sich dessen bewußt, daß die Situation älterer 
Menschen nicht nur von Land zu Land, sondern 
auch innerhalb der einzelnen Länder gewaltige 
Unterschiede aufweist und daß daher in den 
einzelnen Ländern differenzierte Programme im 
Rahmen der Grundsatzpolitik erforderlich sind; 

5. sich ferner auch der besonderen Notlage älterer 
Menschen bewußt, die Flüchtlinge oder Opfer von 
Naturkatastrophen oder von Menschen verur- 
sachten Katastrophen imd Konflikten sind; 

6. in Anbetracht der großen Unterschiede in bezug 
auf Einkommen, Gesundheitsversorgimg und 
Chancen von älteren Menschen in entwickelten 
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und weniger entwickelten Ländern und auch 
innerhalb eines Landes sowie zwischen städti- 
schen und ländlichen Gebieten; 

7. unter Betonung der Bedeutung der Kriterien und 
Grundsätze, die im Rahmen der internationalen 
Zusammenarbeit, insbesondere im Rahmen der 
Vereinten Nationen, in bezug auf das Altem 
erarbeitet wurden, wie z. B. 

a) der Internationale Aktionsplan zur Frage des 
Altems (1982); 

b) die VN-Gnmdsätze für ältere Menschen 
(1991); 

c) die weltweiten Zielsetzimgen in bezug auf das 
Altem bis zum Jahre 2001 (1992); 

d) die Proklamation über das Altem (1992), 

8. unter Würdigung aller Bemühungen, den Beitrag 
älterer Menschen zur wirtschaftlichen, sozialen 
imd kulturellen Entwicklung zu verstärken und 
alle Länder dazu auffordernd, sich am Aktions- 
programm zur Frage des Altems zu beteiligen; 

9. unter Betonung des Beitrags, den ältere Men- 
schen in ihren Famüien, Gemeinschaften imd in 
der ganzen Welt leisten, und in der Überzeugung, 
daß ältere Menschen einen Schatz an Wissen, 
Weisheit und ein Urteilsvermögen besitzen, die 
für die nachfolgenden Generationen von großem 
Nutzen sein können; 

10. zutiefst besorgt darüber, daß ältere Menschen 
zwar cQs vollberechtigte Bürger anerkaimt wer- 
den, vielen von ihnen — insbesondere alleinle- 
benden Frauen — jedoch der Weg zu einem 
gesunden imd erfüllten Lebensabend, zu einer 
Gesundheitsversorgung, zu einer Beschäftigimg 
und einem Zuhause verwehrt wird, sie von der 
Gesellschaft isohert werden und ihnen kein aus- 
reichendes Einkommen zur Verfügung steht; 

11. nachdrücklich darauf hinweisend, daß medizini- 
sche Behandlimg und Rehabilitationsmaßnah- 
men auf jeden einzelnen Fall abgestimmt werden 
sollten imd daß ältere Menschen die Möglichkeit 
haben sollten, selbst über die Art der Behandlung 
zu entscheiden; 

12. unter Hinweis darauf, daß Gesimdheitsfürsorge 
und Sozialarbeit sich in großem Maße auf 
menschhche Ressourcen stützen und daß mensch- 
hche Fürsorge imd Hilfe nur in begrenztem Maß 
durch Technik ersetzt werden sollten; 

13. feststellend, daß die Lebensquahtät älterer Men- 
schen dadurch verbessert werden sollte, daß 
ihnen Einrichtungen und Dienstleistungen ange- 
boten werden, die es ihnen ermöghchen, ihr 
Leben zu genießen, und sich selbst, der Familie 
und Gesellschaft nützhch zu sein und sich aktiv an 
der Entwicklung zu beteiligen und daß anderer- 
seits in diese Bemühungen die Regierung, der 
private Sektor, die Famüie und die Gesellschaft 
insgesamt miteinbezogen werden sollten; 

14. in Anerkennung der wichtigen Rolle, die Parla- 
mentarier bei der Festlegung von nationalen Ziel- 


setzungen spielen können, indem sie durch 
gesetzgeberische und politische Maßnahmen die 
Verwirkhchung dieser Ziele auf nationaler und 
regionaler parleunentarischer Ebene überwa- 
chen; 

fordert die Mitglieder der Interparlamentarischen 
Union auf: 

a) bei der Ausarbeitung der Wirtschafts- imd 
Sozialpohtik die Auswirkungen der demogra- 
phischen Entwicklung insbesondere im Hin- 
bhck auf die älteren Menschen zu berücksich- 
tigen; 

b) die Staaten nachdrücklich zu ersuchen, eine 
konstruktive Rolle bei internationalen Initiati- 
ven zu übernehmen, die darauf abzielen, auf 
die Situation der älteren Menschen in der 
Gesellschaft aufmerksam zu machen und sie 
zu verbessern; 

c) die Proklamation der Vereinten Nationen über 
das Altem und weltweite sowie einzelstaatli- 
che Zielsetzungen in bezug auf das Altem zu 
unterstützen und alle Staaten dringend zu 
ersuchen, regelmäßig zu prüfen, inwieweit 
Fortschritte in bezug auf die Verwirklichung 
dieser Ziele festzustellen sind; 

d) an alle Staaten zu appellieren, die Grundsätze 
der Vereinten Nationen für ältere Menschen zu 
verabschieden; 

e) den Beitrag zu würdigen, den ältere Menschen 
in der Gesellschaft leisten, und alle Staaten 
nachdrückhch zu ersuchen, jede Form von 
Benachteiligung, die diesem Beitrag entge- 
gensteht, zu beseitigen; 

f) sich dafür einzusetzen, daß ältere Menschen, 
die aufgrund körperlicher, psychischer oder 
geistiger Gebrechen, aufgrund von Armut oder 
gesellschaftiicher Isolierung anfällig wurden, 
davor geschützt werden, daß man sie aus- 
nutzt; 

g) die Staaten und die internationalen Organisa- 
tionen dazu aufzufordem, die Einrichtung von 
Datenbanken zu fördern und Forschungser- 
gebnisse über die Auswirkungen des Altems 
für den Einzelnen und für die Bevölkerung 
insgesamt zu verbreiten; 

h) die Regierungen aufzufordem, eine verstärkte 
Information der Öffentlichkeit zu betreiben, 
und die Solidarität zwischen den Generationen 
sowie die Weitergabe von Erfahrung, Ge- 
schichte und kulturellem Erbe zu fördern; 

i) Regierungen und Parlamente aufzufordem, 
die Werte des Alters zu erkennen und die 
Bevölkerung hierfür mit Hilfe der Medien zu 
sensibilisieren und ein soziales Umfeld zu 
schaffen, das älteren Mitbürgern eine Stellung 
einräumt, in der sie wohlverdiente Anerken- 
nung für ihre vielen Arbeitsjahre genießen; 

j) Verbesserungen hinsichtlich der materiellen 
Lage von älteren Menschen zu fördern und 
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Altersversorgungssysteme zu schaffen, in de- 
nen Männer imd Frauen gleichberechtigt 
behandelt werden; 

k) das Recht des einzelnen auf Selbständigkeit, 
auf freie Entscheidimg darüber, wie und wo er 
lebt xmd auf Beteüigung an diesbezüglichen 
Entscheidimgsprozessen hervorzuheben; 

l) alle Staaten dazu aufzufordem, die Bereitstel- 
limg angemessener Pflegemöglichkeiten auf 
Gemeindeebene zu fördern, imd deonit eine 
Wahl zwischen häuslicher Pflege xmd Pflege 
dxirch Institutionen sicherzustellen; 

m) hervorzuheben, daß Altem ein lebenslanger 
Prozeß ist xmd daß eine gesxmde Lebensfüh- 
rxmg die Lebensqualität im Alter entscheidend 
erhöht; 

n) dafür Sorge zu tragen, daß Entscheidxmgsträ- 
ger xmd die breite Öffentlichkeit den Alte- 
rxmgsprozeß xmd eine zxirückgehende Lei- 
stxmgsfähigkeit als normale Abschnitte im 
Leben betrachten xmd daß ältere Menschen als 
gleichberechtigte Mitbürger, die ein aktives 
Leben führen können, xmd nicht als inaktive 
Gmppe behandelt werden; 


Vertreibung als Folge des Konflikts 
in Bosnien-Herzegowina sowie anderer Kriege 
und Bürgerkriege 

(von der Interparlamentarischen Konferenz am 

18. September 1993 angenommene Resolution) 

Die 90. Interparlamentarische Konferenz, 

1. zutiefst besorgt, daß der bewaffnete Konflikt in 
Bosnien-Herzegowina sowie andere Kriege xmd 
Bürgerkriege katastrophale Folgen für sehr viele 
Menschen haben xmd daß die Opfer vorwiegend 
Zivilisten, insbesondere Frauen, Kinder xmd ältere 
Menschen sind, die ihre Heimat verlassen müssen, 
xim sich in Sicherheit zu bringen, xmd ferner besorgt 
über massive Menschenrechtsverletzxmgen, insbe- 
sondere die gegenwärtige Praxis der Ausweisxmg 
xmd Vertreibxmg aus dem Kriegsgebiet Bosnien- 
Herzegowinas xmd aus anderen Konfliktregio- 
nen, 

2. eingedenk dessen, daß die Vertreibxmg als Folge 
von Kriegen xmd Bürgerkriegen zu besorgniserre- 
gender politischer, wirtschaftlicher xmd sozialer 
Instabilität in den Nachbarregionen führt, 

3. nachdrücklich darauf hinweisend, daß verschie- 
dene internationale Rechtsinstrumente die Aus- 
weisxmg xmd Vertreibxmg von Bevölkerxmgsgmp- 
pen als Verbrechen gegen die Menschlichkeit oder 
als Kriegsverbrechen einstxifen, 

4. unter Hinweis auf die von der 89. Interparlamenta- 
rischen Konferenz angenommene Resolution über 


o) ältere Menschen zu ermutigen, Möglichkeiten 
zu suchen xmd wahrzxmehmen, xim einen 
vollen Beitrag zxim Leben der Gemeinschaft, in 
der sie leben, zu leisten; 

p) eine Gesxmdheitsversorgxmg zxir Behandlxmg, 
Heilxmg xmd Linderxmg der Krankheiten älte- 
rer Menschen vorzusehen xmd den Schwer- 
pxmkt der Geriatrie statt axif eine Behandlxmg 
in den letzten Lebensstadien auf Vorbeugxmg 
xmd Rehabilitation zu legen xmd sich in diesem 
Zusammenhang xim neue xmd hximanere tech- 
nische Verfahren für die Behandlxmg von älte- 
ren Menschen zu bemühen; 

q) zu fordern, daß die Interessen älterer Frauen 
verstärkt bei den internationalen Bestrebxm- 
gen zxir Förderxmg der Gleichberechtigxmg 
sowie bei politischen Maßnahmen xmd Pro- 
grammen, deren Ziel die Bekämpfxmg wirt- 
schaftlichen Unsicherheit von schutzbedürfti- 
gen Gruppen, wie z. B. Minderheiten xmd 
Frauen ist, berücksichtigt werden; 

r) ältere Menschen zu ermutigen, freiwilhg ande- 
ren zu helfen, xim sich axif diese Weise zu 
entfalten xmd damit dem Alleinsein zu entge- 
hen. 


Anhang 3 

die Transparenz beim Waffenhandel xmd über das 
ehemalige Jugoslawien, 

5. in Kenntnis dessen, daß Minderheiten oder andere 
Gruppen, die sich axifgrxmd ihres ethnischen, reli- 
giösen oder kxilturellen Hintergrxmds von der Be- 
völkerxmgsmehrheit imterscheiden, häxifig zu den 
ersten Opfern der Vertreibxmg gehören, 

1. fordert mit Nachdruck Regierxmgen xmd Welt- 
gemeinschaft auf, energische xmd entschie- 
dene Schritte zxir Herbeiführxmg von Frieden 
in Gebieten, in denen Konflikte, Kriege xmd 
Bürgerkriege herrschen, einzxileiten, 

2. verurteilt auf das Schärfste die als „ethnische 
Säuberxmg" bezeichnete entsetzliche Praxis in 
dem vom Krieg heimgesuchten Bosnien-Her- 
zegowina, 

3. bringt ihre Abscheu zum Ausdruck über die 
— häxifig auf ethnische Gründe zurückzufüh- 
rende — fortgesetzte xmd äußerst brutale 
Behandlxmg der Zivilbevölkerxmg in diesen 
Regionen xmd anderen Konfliktgebieten, wo 
eine systematische Terrorisierxmg der Zivilbe- 
völkerxmg stets der Vertreibxmg aus ihren 
angestammten Gebieten vorausgeht, 

4. fordert Regierxmgen xmd Vereinte Nationen 
auf, gegebenenfalls politische xmd rechthche 
Vorkehrxmgen zxim Schutz vor weiterer Depor- 
tation xmd Vertreibxmg zu treffen xmter ande- 
rem dxirch: 
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a) die rasche Umsetzung der Resolutionen des 
VN-Sicherheitsrats über die Einrichtung 
eines internationalen Gerichtshofs zur Ver- 
folgung der Personen, die für die schweren 
Verstöße gegen das humanitäre Völker- 
recht im ehemaligen Jugoslawien verant- 
wortiich sind, sowie die Umsetzung dieser 
Entscheidung in Erfüllung ihrer Verpflich- 
tungen als Mitglieder der Vereinten Natio- 
nen; 

b) die eindeutige Unterstützung für das Man- 
dat der Völkerrechtskommission, ein Statut 
für einen internationalen Gerichtshof vorzu- 
legen und die entsprechende Unterstützung 
für die von dieser Kommission vorgeschla- 
genen einschlägigen Artikel des Entwxirfs 
eines Kodexes von Verbrechen gegen den 
Frieden und die Menschheit; 

c) die Ausarbeitung eines Übereinkommens 
gegen die Ausweisung und Vertreibung 
von Menschen in Ergänzung des VN-Über- 
einkommens über die Verhütung und 
Bestrafung des Völkermords von 1948, das 
derartige Vertreibungen auf wirksame 
Weise verbietet und sie nach dem Völker- 
recht unter Strafe stellt; 

5. unterstützt die Empfehlung der Welt-Men- 
schenrechtskonferenz der Vereinten Nationen 
(Wien, Juni 1993) an die VN-Generalversamm- 
lung, die Frage der Einsetzung eines Hohen 
Kommissars für Menschenrechte vorrangig zu 
prüfen, 

6. appelliert an alle Staaten, alle einschlägigen 
Übereinkommen und Protokolle über die 
kriegs- und bürgerkriegsbedingte Ausweisung 
und Vertreibung, insbesondere die einschlägi- 
gen Genfer Übereinkommen, die Zusatzproto- 
kolle von 1977 und das Übereinkommen gegen 


den Völkermord zu ratifizieren, falls sie dies 
noch nicht getan haben, 

7 . richtet die nachdrückliche Aufforderung an die 
Regierungen, den Hohen Flüchtlingskommis- 
sar der Vereinten Nationen zu unterstützen 
und mit ihm auf breiter Basis zusammenzuar- 
beiten, um die Behandlung der Opfer von 
Konflikten, Kriegen und Bürgerkriegen wirk- 
sam zu verbessern, 

8. fordert alle Parlamente auf, ihrer jeweiligen 
Regienmg dringend nahezulegen, dem Inter- 
nationalen Komitee vom Roten Kreuz die 
Arbeit weiterhin zu erleichtern und ihm die 
Erfüllimg seiner humanitären Mission zu er- 
möglichen, 

9. richtet die nachdrückliche Aufforderung an die 
Regierungen der Herkunftsländer der Flücht- 
linge und übrigen Vertriebenen, wirksame 
wirtschaftliche, politische und soziale Maßnah- 
men zur Förderung der Repatriienmg dieser 
Menschen einzuleiten, und appelliert an die 
Völkergemeinschaft, die Durchführung dieser 
Maßnahmen unter entsprechender Beachtimg 
der Gnmdsätze des Hohen Flüchtlingskom- 
missars der Vereinten Nationen zu unterstüt- 
zen und zu fördern, 

10. appelliert an alle Regienmgen, den Opfern von 
Ausweisung und Vertreibung Zuflucht zu ge- 
währen, alle erdenklichen Anstrengungen zu 
unternehmen, um ihre Repatriierung durch die 
Anwendung der VN-Resolutionen zu ermögli- 
chen, die dieses aus den verschiedenen Kon- 
flikten in der ganzen Welt resultierende Pro- 
blem zum Gegenstand haben, und die Verein- 
ten Nationen und sonstigen Organisationen 
bei der Schaffung menschenwürdiger Lebens- 
bedingimgen für diese Menschen zu unterstüt- 
zen. 


Anhang 4 

Unterstützung für den Friedensprozeß 
im Nahen Osten 

(von der 90. Interparlamentarischen Konferenz am 
14. September 1993 angenommene Erklärung) 

Die 90. Interparlamentarische Konferenz, 

in Anerkennung der außerordentlichen Bedeutimg 
des am 13. September 1993 in Washington von Ver- 
tretern des Staates Israel und der Palästinensischen 


Befreiungsorganisation Unterzeichneten Überein- 
kommens, 

1. bringt ihre volle Unterstützung für dieses Überein- 
kommen zum Ausdruck 

2. ruft alle Parteien auf, ihre Bemühungen und Initia- 
tiven in Zusammenhang mit einem umfassenden, 
gerechten und dauerhaften Frieden für alle Völker 
im Nahen Osten fortzusetzen. 
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Anhang 5 


Ergebnisse und Fofgemaßnahmen 

des Interparlamentarischen Symposiums 

„Das Parlament als Hüter der Menschenrechte“ 

(vom Interparlamentarischen Rat am 18, September 
1993 angenommene Resolution) 

Der Interparlamentarische Rat, 

1. nach Kenntnisnahme der Ergebnisse des Interpar- 
lamentarischen Symposiums „Das Parlament als 
Hüter der Menschenrechte " , das auf Einladung der 
nationalen Gruppe Ungarns und mit Unterstützung 
der Parlamentarischen Versammlung des Europa- 
rates und des Menschenrechtszentrums der Ver- 
einten Nationen vom 19. bis 22. Mai 1993 in 
Budapest stattfand, 

2. unter Hinweis darauf, daß das Symposium als 
parlamentarischer Beitrag zu der Welt-Menschen- 
rechtskonferenz der Vereinten Nationen vom 14. 
bis 25. Juni 1993 in Wien veranstaltet vmrde und 
daß in seinem Mittelpunkt die den Parlamenten 
imd Parlamentariern zur Verfügung stehenden 
Instrumente zur Förderung der Menschenrechte 
sowie die Frage standen, auf welche Weise Parla- 
mente ihre Rolle als Hüter der Menschenrechte 
effektiver wahmehmen können, 

1 . würdigt die Ergebnisse des Symposiums, die in 
der Zusammenfassimg der Diskussionen durch 
den Symposiumsvorsitzenden bei Diskussions- 
ende zimi Ausdruck kamen; 

2. fordert alle nationalen Gruppen auf, dafür 
Sorge zu tragen, daß die Zusammenfassimg 
der Symposiumsdiskussionen sowie die von 
der Welt-Menschenrechtskonferenz verab- 
schiedete Erklärung und das Aktionspro- 
gramm den nationalen Parlamenten zur Kennt- 
nis gebracht werden, vor allem den mit Men- 
schenrechtsfragen befaßten parlamentari- 
schen Gremien; 

3. ist der Auffassung, daß nationale Parlamente in 
entscheidender Weise zur Abfassung, Ratifika- 
tion und Umsetzung internationaler Men- 
schenrechtsübereinkommen beitragen kön- 
nen und müssen, und empfiehlt zu diesem 
Zweck insbesondere, daß: 

i) Parlamentarier stets in nationalen Delega- 
tionen vertreten sind, die in internationalen 
Gremien internationale Menschenrechts- 
übereinkommen ausarbeiten, wie die Men- 
schenrechtskommission der Vereinten Na- 
tionen; 

ü) Parlamentarier ihr Initiativrecht ausüben, 
um auf die Ratifikation der internationalen 
Menschenrechtsübereinkommen hinzu- 
wirken, denen ihre Länder noch nicht bei- 
getreten sind, und um sicherzustellen, daß 
in den Ländern, in denen es noch keine 
diesbezüglichen gesetzlichen Regelungen 
gibt, die Regierung durch Gesetz verpflich- 
tet wird, in dem auf die Unterzeichnung 


eines internationalen Übereinkommens 
folgenden Jahr diese dem Parlament mit 
einer Ratifikationsempfehlung vorzulegen 
oder, falls dies nicht geschieht, einen 
Bericht über die Gründe für die Verzö- 
gerung und über die Maßnahmen vorzu- 
legen, die die Regierung zu ergreifen be- 
absichtigt, um die Ratifikation zu ermög- 
lichen; 

iii) ein Mechanismus für eine vom Parlament 
vorzunehmende regelmäßige Überprüfung 
der Vorbehalte geschaffen wird, die zum 
Zeitpunkt der Ratifikation internationa- 
ler Menschenrechtsübereinkommen ange- 
bracht 'wurden, um die Rücknahme dieser 
Vorbehalte zu erwirken; 

iv) ein Mechanismus eingerichtet wird, durch 
den das Parlament sicherstellen kann, daß 
die Regierung den im Rahmen der interna- 
tionalen Menschenrechtsübereinkommen 
geschaffenen KontroUinstanzen alle von 
diesen Stellen angeforderten Informatio- 
nen innerhalb der gesetzlichen Fristen 
übermittelt; 

v) in jedem Land ein Gremium eingesetzt 
wird, das die Aufgabe hat zu untersuchen, 
in welchem Ausmaß internationale Men- 
schenrechtsnormen verwirklicht werden; 

4. ersucht den Generalsekretär, dem Interpar- 
lamentarischen Rat anläßlich der Prüfung 
des Berichts des Ausschusses für Menschen- 
rechtsverletzungen an Parlamentariern regel- 
mäßig den Ratifikationsstand internationa- 
ler Menschenrechtsübereinkommen mitzutei- 
len, 

5. spricht sich dafür aus, in allen nationalen 
Parlamenten — sofern noch nicht vorhanden — 
einen Ausschuß oder Unterausschuß einzuset- 
zen, der die Aufgabe hat sicherzustellen, daß 
die Menschenrechte gefördert und geachtet 
werden, 

6. empfiehlt die Bildung unabhängiger Gruppen 
von Parlamentariern zum Schutz der Men- 
schenrechte, die die Aufgabe haben, spezielle 
Situationen zu überwachen, 

7. ersucht den Generalsekretär, alle vier Jahre 
das World Directory of Parliamentary Human 
Rights Bodies zu aktualisieren und seine wei- 
testmögliche Verbreitung sicherzustellen, um 
die Kontakte und den Austausch zwischen 
diesen Gremien zu erleichtern, 

8. fordert die nationalen Gruppen auf, ihre Unter- 
stützung für den Ausschuß für Menschen- 
rechtsverletzungen an Parlamentariern zu ver- 
stärken und fordert sie zu diesem Zweck insbe- 
sondere auf, 

i) die veröffentlichten Berichte des Ausschus- 
ses und die vom Interparlamentarischen 
Rat verabschiedeten Resolutionen über die 


19 




Drucksache 12/5869 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


in diesen Berichten behandelten Fälle so 
weit wie möglich zu verbreiten; 

ii) die innerhalb ihrer Parlamente tätigen Gre- 
mien systematisch axif diese Fälle hinzu- 
weisen; 

iii) diejenigen Parlamentarier zu unterstützen, 
deren Situation von der Interparlamentari- 
schen Union überwacht wird, und im 
Zusammenhang damit auf die vom Rat 
empfohlenen Verfahren zurückzugreifen, 
wie Kontakte zu den Behörden der betref- 
fenden Länder, entweder direkt oder über 
das Außenministerium; 

9. nimmt Kenntnis von den Empfehlungen des 
Symposiums über Möglichkeiten, den Schutz 
von Minderheiten zu garantieren, xmd fordert 
insbesondere die nationalen Gruppen der 
betreffenden Länder auf, sicherzustellen, daß 
dort, wo diese Mechanismen bisher nicht vor- 
handen sind, 

a) ein parlamentarisches Sondergrenüum ein- 
gesetzt wird; 

b) die Regienmg verpflichtet wird, dem Parla- 
ment in regelmäßigen Abständen einen 
Bericht über die Durchführung der Empf eh- 
limgen der für die Minderheitenfrage 
zuständigen nationalen Stelle vorzulegen; 


Anhang 6 

Parlamentarische Maßnahmen 

zur Unterstützung der Internationalen 

Arbeitsorganisation 

(Vom Interparlamentarischen Rat am 13. September 
1993 angenommene Resolution) 

Der Interparlamentarische Rat, 

1. in Anbetracht dessen, daß die durch den 1919 
Unterzeichneten Versailler Vertrag ins Leben 
gerufene Internationale Arbeitsorganisation (ILO) 
im Jahre 1994 den 75. Jahrestag ihrer Gründimg 
feiert; 

2. im Hinblick darauf, daß 1994 auch der 50. Jahres- 
tag der Verabschiedimg der ILO-Erklärung von 
Philadelphia, eines Meilensteins in der Definition 
universaler Menscheiuechte, ist; 

3. unter Hinweis darauf, daßderILO 1969im Zusam- 
menhang mit ihrem 50, Jahrestag der Friedens- 
Nobelpreis in Anerkennxmg der Erfüllimg ihres 
verfassimgsmäßigen Auftrags zur Schaffung so- 
zialer Gerechtigkeit als Gnmdvoraussetzung für 
einen weltweiten xmd dauerhaften Frieden verlie- 
hen wurde; 

4. im Hinblick auf die Bekräftigung der ILO, daß alle 
Menschen das Recht haben, ihr materielles Wohl- 
ergehen sowie ihre geistige Entwicklimg in Frei- 
heit xmd Würde, wirtschaftlicher Sicherheit imd 
Chancengleichheit zu suchen xmd daß „ die Schaf- 


c) ein xmabhängiger Beaxiftragter für indigene 
Völker emaimt wird, der dem Parlament 
ebenfalls Bericht zu erstatten hat; 

10. fordert die nationalen Gruppen auf, dafür 
Sorge zu tragen, daß die notwendigen Maß- 
nahmen zxir Befolgxmg der Empfehlxmg des 
Symposiums ergriffen werden, wonach die 
nationalen Büdxmgssysteme eine Menschen- 
rechtskxiltxir in der Gesellschaft insgesamt för- 
dern xmd insbesondere Bildxmgsmaßnahmen 
vorzusehen, xim Polizei xmd Sicherheitskräfte 
für die Einhaltxmg der Menschenrechtsprinzi- 
pien zu sensibilisieren, 

11. begrüßt die Zusammenarbeit zwischen der 
Interparlamentarischen Union xmd dem Men- 
schenrechtszentrxim der Vereinten Nationen 
xmd vertraut auf eine weitere Stärkxmg dieser 
Zusammenarbeit, vor allem im Rahmen des 
von der Welt-Menschenrechtskonferenz im 
Jxili 1993 in Wien verabschiedeten Aktions- 
programms, 

12. ersucht den Generalsekretär, alle notwendi- 
gen Maßnahmen zu ergreifen, xim Folgemaß- 
nahmen im Anschlxxß an diese Resolution 
sicherzustellen xmd diese Maßnahmen in sei- 
nen Bericht an die Lenkxmgsgremien der IPU 
axifzxmehmen. 


fxmg der Bedingxmgen, xmter denen dies möglich 
ist, das zentrale Ziel nationaler xmd internationa- 
ler Politik sein mxiß"; 

5. in Anbetracht dessen, daß die Interparlamentari- 
sche Union xmd die ILO gemeinsame Werte haben 
xmd ihre Handlxmgen axif den gleichen Prinzipien 
berxihen; 

6. unter besonderer Beachtung des einzigartigen 
dreiseitigen Charakters der ILO, der dazu führt, 
daß „sich Vertreter von Arbeitnehmern xmd 
Arbeitgebern, die den gleichen Status genießen 
wie Vertreter von Regierxmgen, xmgezwxmgen an 
Diskussionen xmd demokratischen Entscheidxm- 
gen zxxr Förderxmg des gemeinsamen Wohls be- 
teiligen können"; 

7. in Anbetracht dessen, daß die ILO beispielgebend 
für die Anwendxmg xmd Sicherstellxmg der Prin- 
zipien der parlamentarischen Demokratie ist, xmd 
zwar sowohl bei der Festlegxmg der Sozialpolitik 
als auch bei der Gestaltxmg der Beziehxmgen mit 
den Tarifpartnem in ihren Mitgliedstaaten; 

8. im Hinblick darauf, daß die maßstäbesetzende 
Arbeit der ILO ihren Glauben an die Rechtsstaat- 
lichkeit xmd die Rolle der nationalen Gesetzge- 
bxmg als Instrximent für geordneten sozialen Fort- 
schritt bestätigt; 

9. in Anbetracht dessen, daß diese Tätigkeit zxir 
Formxilierxmg internationaler Arbeitsnormen xmd 
spezifischer internationaler Instrxunente geführt 
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hat, die für die Staaten zur Ratifizierung auflie- 
gen; 

10. überzeugt, daß die Ziele und Zwecke der ILO in 
der sich schnell entwickelnden Arbeitswelt unse- 
rer Zeit voll gültig bleiben,* 

1. würdigt die ILO für ihre Verkündung der 
Rechte, Freiheiten, Prinzipien und Pflichten, 
die im Kern einer humanen 2üvilisation liegen, 
und für das standhafte Engagement, mit dem 
sie durch 75 Jahre turbulenter Verändenmgen 
der Welt diese Werte verteidigt und ausgebaut 
hat; 

2. bekräftigt die Unterstützung der Interparla- 
mentarischen Union für die Ziele, Prinzipien 
imd demokratischen Arbeitsmethoden der ILO 
und äußert den Wunsch, daß die bisher zwi- 
schen den beiden Organisationen bestehende 
fruchtbare Zusammenarbeit verstärkt wird, 
besonders im Hinblick auf die Veranstaltung 
des Gipfels über soziale Entwicklung im Jahre 
1995 in Kopenhagen; 

3. /ordert jedes der in der Union vertretene Parla- 
ment dazu auf, die notwendigen Maßnahmen 
zu treffen, um des 75. Jahrestags der Gründimg 
der ILO imd des 50. Jahrestags der Verabschie- 
dimg der Erklärung von Philadelphia zu ge- 
denken, z. B. durch eine Sondersitzung und 
die Verabschiedung eines Antrags zur Unter- 
stützimg der von der ILO durchgeführten Akti- 
vitäten; 

4. /ordert jedes der in der Union vertretene Parla- 
ment dazu auf, folgende Maßnahmen zu tref- 
fen: 


Beachtung des humanitären Völkerrechts 
und Unterstützung humanitärer Aktionen 
bei bewaffneten Konflikten 

(von der Gruppe der Bundesrepublik Deutschland 
vorgelegter Resolutionsentwurf) 

Die 90. Interparlamentarische Konferenz, 

1 . in dem Bemühen, zur Eingrenzung der Gewalt bei 
bewaffneten Konflikten schlechthin beizutra- 
gen, 

2. in dem Bewußtsein, daß Kindern, Frauen imd 
alten Menschen in bewaffneten Konflikten ein 
besonderer Schutz zukommen imd die Konven- 
tion der Vereinten Nationen über die Rechte des 
Kindes von 1989 besonders beachtet werden 
muß, 

3. in großer Sorge angesichts der massiven Men- 
schenrechtsverletzimgen und Verletzungen des 
humanitären Völkerrechts in Konfliktgebieten, 

4. unter Hinweis auf die Resolution 771 (1992) des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen über die 


a) den Status seines Landes in bezug auf 
Ratifizierung der ILO-Konventionen festzu- 
stellen imd gegebenenfalls die notwendi- 
gen Initiativen zu ergreifen, um die schnelle 
Ratifizierung der betreffenden Konventio- 
nen zu erreichen; 

b) die notwendigen Initiativen zu ergreifen, 
damit die zur Zeit der Ratifizierung einer 
ILO-Konvention möglicherweise zum Aus- 
druck gebrachten Gründe für Vorbehalte im 
Hinblick auf ihre Aufhebung überprüft wer- 
den können; 

c) Initiativen zu ergreifen, insbesondere durch 
die Angleichung nationaler Arbeitsgesetze, 
um sicherzustellen, daß die von der ILO 
aufgestellten Nonnen vollständig umge- 
setzt werden, 

d) den Rückgriff auf die von der ILO angebo- 
tenen technischen Beratungsdienste im 
Rahmen ihrer nationalen Entwicklungs- 
programme vorzusehen; 

e) sicherzustellen, daß die finanziellen Ver- 
pflichtungen seines Landes gegenüber der 
ILO innerhalb der festgesetzten Fristen voll 
erfüllt werden; 

5. bittet den Generalsekretär, diese Resolution so 
bald wie möglich allen Mitgliedern der Inter- 
parlamentarischen Union zu übersenden, da- 
mit die erforderlichen Folgemaßnahmen in 
jedem Land getroffen werden können. 


Anhang 7 

Verletzung des humanitären Völkerrechts im 
ehemahgen Jugoslawien, die Resolution 770 
(1992) zur Erleichtenmg der Auslief enmg huma- 
nitärer Güter in den konfliktbetroffenen Gebieten 
sowie die Resolutionen 798, 802, 819, 824 imd 827 
des Sicherheitsrates, 

5. ferner unter Hinweis auf die folgenden Resolutio- 
nen der Interparlamentarischen Konferenzen: 

— Resolution zur Verhinderung von Völkermord 
(Santiago de Chile, Oktober 1991), 

— Resolution über die Verhinderung der Weiter- 
verbreitung von Atomwaffen (I^öngjang, Mai 
1991), 

— Resolution über politische Maßnahmen zur 
Beendigung von Gewalt gegen Kinder und 
Frauen (Pjöngjang, Mai 1991), 

— Resolution zur Transparenz beim Waffenhan- 
del und zur Einrichtung eines weltweiten Waf- 
fenregisters (Neu Delhi, April 1993), 
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— Resolution zur Erforderlichkeit dringender 
Maßnahmen im ehemahgen Jugoslawien 
(Neu Delhi, April 1993), 

— Resolution zur Weiterentwicklung der interna- 
tionalen Zusammenarbeit im humanitären 
Bereich (Sofia, September 1988) 

6. unter Würdigung der einschneidenden nuklearen 
Abrüstungsbeschlüsse der letzten Jahre, 

7. erinnernd an die im Januar 1993 von 115 Staaten 
Unterzeichnete Konvention zur Ächtung chemi- 
scher Waffen, 

8. zugleich aber mil dem Ausdruck tiefster Besorgnis 
darüber, daß es nach Schätzungen des Internatio- 
nalen Komitees vom Roten Kreuz 100 bis 200 Mil- 
lionen ungeräumte Landminen in 35 Ländern der 
Erde gibt, 

daß monatlich weltweit ca. 800 Tote aufgrund von 
Mineneinwirkungen zu beklagen sind, 

daß im Jahre 1992 allein das Rote Kreuz 200 000 
Minenopfer behandelt hat 

und daß Zufahrtswege für dringende humanitäre 
Lieferungen versperrt sind, 

9. erinnernd daran, daß es seit dem Ende des Zwei- 
ten Weltkrieges kein einziges Jahr ohne bewaff- 
nete Konflikte gegeben hat und daß in diesem 
Zusammenhang mindestens 20 Millionen Men- 
schen getötet worden sind, 

10. in der Erkenntnis, daß auch regional begrenzte 
Konflikte zu gravierenden Umweltschäden füh- 
ren können, deren Auswirkungen auf das Welt- 
klima und damit die Existenz des Menschen nicht 
abschätzbar sind, 

11. in Würdigung der von den Vereinten Nationen im 
Rahmen ihrer Menschenrechtspolitik eingesetz- 
ten Berichterstattermissionen, die auch zu einer 
erhöhten Beachtung des humanitären Völker- 
rechts bei bewaffneten Konflikten mahnen und 
dazu beitragen, 

12. in besonderer Anerkennung der Verdienste des 
Internationalen Komitees vom Roten Kreuz sowie 
der Rotkreuz- und Rothalbmond-Gesellschaften 
um die Beachtung und Fortentwicklung des 
humanitären Völkerrechts, 

1. verurteilt jede Verletzimg der Menschen- 
rechte und der Regeln des humanitären Völ- 
kerrechts sowie die zunehmende Bereit- 
schaft, poütische Ziele durch Anwendung von 
Gewalt anzustreben, 

2. appelliert eindringlich angesichts der uner- 
meßüchen Grausamkeiten in bewaffneten 
Konflikten sowie angesichts der Leiden der 
Bevölkerung an die Einsichtsfähigkeit der 
poütischen und militärischen Führer der 
Streitparteien, endhch Frieden und Schutz 
von Menschenleben als höchstes Ziel zu 
akzeptieren und nicht durch Einsatz von 
Gewalt und Zerstörung von Menschenleben 
ethnisch ausgerichtete Interessen erreichen 
zu wollen. 


3. verurteilt auf das schärfste den menschen- 
verachtenden Einsatz sog. Heckenschützen 
gegen die Zivilbevölkerung, 

4 . verurteilt strengstens die mannigfache Behin- 
derung der Arbeit der Friedenstruppen der 
Vereinten Nationen imd insbesondere die 
Tötimg von Personen, die sich in deren 
Begleitung befanden, 

5. wendet sich mit Empörung gegen jede 
gezielte Behinderung der Auslieferung von 
Nahrungsmitteln, Medikamenten und medi- 
zinischen Hilfsgütem an die Zivilbevölke- 
rung in Konfliktgebieten und fordert die 
Bestrafung aller Schuldigen, 

6. vertritt die Auffassung, daß verbindliche Vor- 
aussetzungen für eine wirksame und imge- 
hinderte Lieferung von humanitären Hilfsgü- 
tem an die Bevölkerung in Krisengebieten 
geschaffen werden müssen, einschließüch 
der Absicherung gefahrloser und sicherer 
V erbindungs Wege , 

7. verweist in diesem Zusammenhang auch auf 
die bei der internationalen Jugoslawien-Kon- 
ferenz (London, August 1992) gefaßten Be- 
schlüsse betr. „humanitäre Angelegenhei- 
ten", 

8. schlägt vor, einen generellen Krisenmecha- 
nismus auszuarbeiten, der dazu beitragen 
kann, insbesondere geschlossene Waffenstill- 
stände verläßlicher zu machen imd verein- 
barte Evakuierungen oder Hilfslieferungen 
abzusichem, etwa durch ein Kautionssystem, 
die zusätzliche Vereinbanmg von Konventio- 
nalstrafen oder der Gegenseite ersatzweise zu 
leistender humanitärer Hilfe, 

9. hält es für unerläßlich, daß alle Staaten die 
Umsetzung wirtschaftlicher Zwangsmaßnah- 
men der Vereinten Nationen gegen Friedens- 
brecher durch entschlossene Umsetzung der 
Maßnahmen unterstützen und sich mit den 
dadurch wirtschaftlich benachteihgten Anrai- 
nerstaaten solidarisch erklären, 

10. fordert alle Staaten auf, die Hilfsanstrengun- 
gen des Internationalen Komitees vom Roten 
Kreuz, der Hohen Flüchtlingskommissarin 
der Vereinten Nationen sowie anderer Hilfs- 
organisationen zugunsten der Kriegsgefan- 
genen, der Flüchtlinge und sonstigen Opfer 
von Feindseligkeiten zu unterstützen, 

11. appelliert an alle Staaten, durch die Bereit- 
schaft zur zumindest zeitweisen Aufnahme 
von Flüchtlingen, Verfolgten oder Gefange- 
nen aus Konfliktgebieten zur Linderung des 
ohnehin großen Leides der Betroffenen beizu- 
tragen, 

12. ist der Ansicht, daß eine noch weitergehende 
Koordinienmg humanitärer Aktionen aus 
Anlaß von bewaffneten Konflikten angestrebt 
werden muß. 


22 




Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 1 2/5869 


13. richtet an die Regierungen, Hersteller und 
Kriegsparteien den dringenden Appell, den 
Grausamkeiten als Folge von Produktion, 
Vertrieb und Einsatz von Minen ein Ende zu 
setzen und das VN-Waffenübereinkommen 
zur Ächtung der unterschiedslos wirkenden 
Waffen dadurch zu unterstützen, daß gnmd- 
sätzlich keine Genehmigung zum Export sol- 
cher Minen erteilt wird, 

14. begrüßt und unterstützt die Bemühungen zur 
Überprüfung der VN-Konvention über kon- 
ventionelle Waffen, 

15. schließt sich der Forderung der Wiener Men- 
schenrechtsweltkonferenz an, der Vollver- 
sammlung der Vereinten Nationen die Einset- 
zung eines Hochkommissars der Vereinten 
Nationen für Menschenrechte vorzuschlagen, 
der auch mit der Überwachung der Einhal- 
hmg der Normen des humanitären Völker- 
rechts beauftragt werden könnte, 

16. begrüßt, daß die 47. Generalversammlung 
der Vereinten Nationen ihrer Völkerrechts- 
komnüssion das Mandat erteilt hat, das Statut 
für einen Internationalen Strafgerichtshof mit 
Priorität zu erarbeiten und verweist auf die 
Artikel 19 ff des Entwurfs des „Kodex der 
Verbrechen gegen den Frieden und die 
Sicherheit der Menschheit" der Völkerrechts- 
kommission der Vereinten Nationen", 

17. bringt seine Erwartung zum Ausdruck, daß 
der Beschluß des Sicherheitsrates der Verein- 
ten Nationen zur Errichtung eines Internatio- 
nalen Strafgerichtshofes zur Verfolgung 
schwerer Verstöße gegen das humanitäre 
Völkerrecht schnellstmöglichst verwirklicht 
wird, 

18. befürwortet die Schaffung unabhängiger 
internationaler Kontrolhnechanismen und In- 
stitutionen, die von sich aus tätig werden, 
wenn Menschenrechte, Grundrechte sowie 
Normen des humanitären Völkerrechts miß- 
achtet werden, 

19. verurteilt den Umstand, daß Medien in 
bewaffneten Konflikten zur Verbreitung ge- 
zielter Falschmeldungen über Menschen- 
rechtsverletzungen und Mißachtungen des 
humanitären Völkerrechts mißbraucht wer- 
den und so der Nährboden für weitere Gewalt 
und Unversöhnlichkeit bereitet wird, 

20. fordert alle Staaten auf, soweit noch nicht 
geschehen, die Genfer Konventionen und 
Zusatzprotokolle, das VN-Waffenüberein- 
kommen und die übrigen Vereinbarungen 
zum humanitären Völkerrecht zu ratifizieren 
und sich auch der Verpflichtung gemäß Arti- 
kel 90 des I. Zusatzprotokolls zu den Genfer 
Konventionen zu unterwerfen und den Ein- 


satz der internationalen Untersuchungskom- 
mission im Disputsfalle zu fördern, 

21. betont die Wichtigkeit, daß alle Vertragspar- 
teien der Genfer Abkommen durch gesetzge- 
berische und administrative Maßnahmen die 
Verpflichtungen umsetzen und insbesondere 
auch die Streitkräfte und die zivüe Verwal- 
tung fortlaufend und gründlich über die 
Bestimmungen des humanitären Völker- 
rechts unterrichten, 

22. ruft die Regierungen neu entstehender und 
junger Staatsgebilde auf, die Bindungen zu 
übernehmen, die der Rechtsvorgänger auf 
dem Gebiet der Minderheiten- und Men- 
schenrechte, des humanitären Völkerrechts 
sowie der Abrüstung und Rüstungskontrolle 
eingegangen ist, und die Rechtsentwicklung 
weiter voranzutreiben, 

23. befürwortet Überlegungen, den Schutz der 
Opfer interner bewaffneter Konflikte auszu- 
bauen und den bisherigen Mindeststandard 
des Zusatzprotokolls II zu den Genfer Abkom- 
men der Regelungsdichte des Protokolls I 
anzupassen, 

24. empfiehlt, die regionalen Sicherheitssysteme 
im Sinne der Charta der Vereinten Nationen 
exekutivisch und justiziell auszubauen, um 
eine bessere Prävention und Sanktion bzgl. 
Verletzungen des humanitären Völkerrechts 
zu erreichen, 

25. fordert alle Staaten auf, alles in ihrer Macht 
Stehende zu tun, um dafür zu sorgen, daß 
diejenigen, die das humanitäre Völkerrecht 
verletzen, persönlich zur Verantwortung ge- 
zogen werden, 

26. spricht sich dafür aus, daß bei allen Gerichts- 
verfahren, die Menschenrechtsverletzungen 
von Konfliktbeteiligten betreffen, internatio- 
nale Beobachter anwesend sind, 

27. unterstützt den Spruch des Internationalen 
Gerichtshofs gegenüber dem ehemaligen 
Jugoslawien und appelliert an die Regieren- 
den, ihre ganze Macht und ihren gesamten 
Einfluß einzusetzen, um zu verhindern, daß 
das Verbrechen des Völkermords begangen 
wird und andere Regeln des humanitären 
Völkerrechts gröblich mißachtet werden, 

28. mißbilligt das Bestreben einiger Staaten, in 
den Besitz von Nuklearwaffen zu gelangen, 

29. ruft die Staatengemeinschaft a uf, alles in ihrer 
Macht Stehende zu einer gefahrlosen Ver- 
nichtung von Chemiewaffen und damit zur 
Umsetzung der Internationalen Konvention 
zur Achtung chemischer Waffen beizutra- 
gen. 
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Anhang 8 

Gesundheit und Wohlergehen älterer Menschen 

(von der Gruppe der Bundesrepublik Deutschland 

vorgelegter Resolutionsentwurf) 

Die 90. Interparlamentarische Konferenz 

1. unter Hinweis auf den Internationalen Aktions- 
plan der Vereinten Nationen aus dem Jahre 1982 
zur Frage des Altems 

2. in der Erkenntnis, daß gute Gesimdheit im fortge- 
schrittenen Alter Schlüsselfaktor für individueUes 
Wohlbefinden imd persönliche Aktivität ist; 

3. unter Hinweis auf die nicht nur in den Industrie- 
staaten, sondern auch in den Entwicklungslän- 
dern fostzustellende überproportionale Vergröße- 
rung der Gmppe der über GOjährigen; 

4. unter Hinweis darauf, daß die Bevölkerung der 
über 60jährigen weltweit beträchtlich zunehmen 
wird und daß Frauen die Mehrheit dieser Alters- 
gmppe stellen werden; 

5. im Bewußtsein, daß ältere Menschen ein erhöhtes 
Bedürfnis nach materieller imd sozialer Absiche- 
rung besitzen; 

6. in der Erkenntnis, daß ältere Menschen über 
wertvolle Erfahrungen und zum Teil gut erhaltene 
körperliche Gesundheit verfügen; 

7. in Anerkennung der bedeutsamen Rolle, die 
nicht-staatliche Organisationen bei der Bewußt- 
seinsbildung in bezug auf die Belange alternder 
Menschen und bei der Initiierung und Durchfüh- 
rung von Maßnahmen zum Zwecke der Verbesse- 
rung der Lebenssituation älterer Menschen spie- 
len; 

8. mit dem Hinweis, daß trotz der weltweiten außer- 
ordentlichen Zunahme der älteren Bevölkerung 
nur wenige Daten imd Untersuchungen vorlie- 
gen, die die Auswirkimgen und notwendigen 
Handlimgsstrategien hinsichtlich solcher Verän- 
derungen aufzeigen; 

9. in der Erkenntnis, daß sich nach den Umwälzim- 
gen in den osteuropäischen Staaten die materielle 
und soziale Lebenssituation gerade der älteren 
Menschen wesentlich verschlechtert hat; 

10. in der Kenntnis, daß in den Entwicklungsländern 
die wichtigste Grundlage der Versorgung und 
Betreuimg der Älteren die traditionelle Großfami- 
lie ist; 

11. in der Kenntnis, daß in den Entwicklimgsländem 
Mangel- und Fehlemähnmg, imgenügende sani- 
täre Einrichtungen und unzureichende Wohnver- 
hältnisse zu einem erhöhten Krankheitsrisiko der 
Älteren beitragen; 

12. in großer Sorge darüber, daß in den letzten Jahren 
die Schuldenbelastung und die wirtschaftliche 
Rezession in vielen Ländern zu Ausgabenkürzun- 
gen im Gesundheitsbereich geführt haben und 


daher viele ältere Menschen keine ausreichende 

medizinische Versorgung erhalten; 

1. unterstreicht die Aufgabe und Verpflichtung 
eines jeden Staates, allein oder in Zusammen- 
arbeit mit anderen Staaten zur Verbesserung 
der Lebensbedingungen älterer Menschen 
beizutragen und ihnen auch im Alter Selb- 
ständigkeit und Teilhabe am politischen und 
gesellschaftlichen Leben zu ermöglichen; 

2. fordert die Regierungen aller Staaten auf, 
angemessene Rahmenbedingungen und Per- 
spektiven für ein sinnerfülltes Leben im Alter 
herzustellen; 

3 . fordert alle Staaten auf, dafür Sorge zu tragen, 
daß ältere Menschen in der Gesellschaft aner- 
kannt und voll integriert werden; 

4. fordert alle Parlamente und Regierungen auf, 
dafür Sorge zu tragen, daß finanzielle Mittel 
für Investitionen im Bereich der Altenhüfe 
und Altenbetreuung verwendet werden; 

5. appelliert an alle Organisationen, For- 
schungsarbeiten zur Ermittlung und Bekämp- 
fung der die Gesundheit älterer Menschen 
beeinträchtigenden Faktoren — wie Man- 
gelernährung, Überarbeitung oder unzurei- 
chende Wohnverhältnisse — zu fördern; 

6. fordert die Entwicklungsländer auf, ihre 
staatlichen Ausgaben für Gesundheit nicht 
überwiegend auf den städtischen Raum zu 
konzentrieren, sondern verstärkt die ländli- 
chen Gebiete zu berücksichtigen, wo der 
größte Teil der älteren Menschen lebt; 

7. ersucht die Entwicklungsländer, nationale 
Gesundheitsstrategien und -ziele zu formulie- 
ren und zu verwirklichen, die den gesund- 
heitlichen Belangen der anwachsenden älte- 
ren Bevölkerung Rechnung tragen; 

8. fordert die in diesem Bereich tätigen interna- 
tionalen Organisationen auf, ihre bisherige 
Zusammenarbeit mit den Entwicklungslän- 
dern zur Verbesserung der Situation älterer 
Menschen weiter auszubauen; 

9. fordert die Regierungen aller Staaten auf, 
ausgewogenere Strukturen hinsichtlich der 
Versorgung akuter und chronischer Krank- 
heiten und der Vorbeugung von Krankheiten 
im fortgeschrittenen Alter zu schaffen; 

10. fordert die Regierungen und Parlamente 
sowie alle nichtstaatlichen Organisationen 
auf, die Gesundheitsunterstützung für ältere 
Menschen altersbezogen und patientenorien- 
tiert anzulegen und die individuelle Erreich- 
barkeit und Effektivität der erforderlichen 
Dienstleistungen herzustellen; 

11. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, die 
gesundheitliche Situation älterer und hochbe- 
tagter Frauen angemessen zu berücksichti- 


24 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode Drucksache 1 2/5869 


gen und ihren Bedürfnissen durch das Ange- 
bot zusätzlicher Leistungen zu entsprechen; 

12. fordert die Entwicklungsländer auf, Systeme 
zur Einkonunenssichenmg der älteren Bevöl- 
kerung einzurichten bzw. auszubauen; 

13. fordert die Industriestaaten auf, den Reform- 
staaten Osteuropas bei der Verwirklichung 
der notwendigen Maßnahmen der Altenhilfe 
und der Altenarbeit Hilfen anzubieten; 

14. fordert die Regienmgen auf, die medizinische 
Beratung und Betreuung im Vorfeld von 
Erkrankungen und drohender Pflegebedürf- 


tigkeit auszubauen, um ältere Menschen bis 
ins hohe Alter so gesund wie möglich zu 
erhalten; 

15. fordert die Industriestaaten auf, den Versor- 
gungsstandard der Alten- und Pflegeheime 
zu verbessern und einen verstärkten Ausbau 
der ambulanten Dienste zu betreiben,* 

16. fordert die Industrieländer nachdrücklich auf, 
bei ihren Entwicklungsmaßnahmen mit Vor- 
rang dezentrale medizinische Dienste in den 
Entwicklungsländern zu fördern. 
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